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(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Die Sitzung ist eröffnet. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich begrüße 

Sie herzlich und wünsche uns allen einen guten 
Morgen und gute Beratungen.  

Heute ist der 9. November, der Tag im 
Jahresablauf, der wie kein zweiter 
herausragende Ereignisse, Höhepunkte und 
Tiefpunkte der deutschen Geschichte markiert, 
von der Ausrufung der Republik 1918 über die 
staatlich organisierten Judenpogrome 1938 bis 
zum Fall der Mauer 1989. Fast auf den Tag 
genau vor 200 Jahren wurde Robert Blum 
geboren, deutscher Revolutionär, Kämpfer für 
Einheit und Freiheit, Mitglied der Frankfurter 
Nationalversammlung. Robert Blum reiste 
zusammen mit zwei weiteren Abgeordneten im 
Oktober 1848 nach Wien, wo nach der Wiener 
Märzrevolution Freiheitsbewegungen der 
nichtdeutschsprachigen Nationen ausgebrochen 
waren, zur Unterstützung der dortigen 
Aufständischen. Nach einigen öffentlichen 
Auftritten und Reden wurde er am 4. November 
verhaftet. Unmittelbar nach seiner Verhaftung 
schrieb er seiner Frau:  

Ich werde unfreiwillig hier zurückgehalten. 
Denke dir indes nichts Schreckliches, wir 
werden sehr gut behandelt. Allein die große 
Menge der Verhafteten kann die 
Entscheidung wohl etwas hinausschieben. 

Am 9. November 1848 wurde er standrechtlich 
erschossen. Einen Tag später wäre er 41 Jahre 
alt geworden. 

Die Geschichte der Bemühungen der 
Deutschen um die Verbindung von Einheit und 
Freiheit ist lang und schwierig. Sie ist von vielen 
tragischen Ereignissen begleitet, bevor sie 
1989/90 ihren glücklichen Abschluss gefunden 
hat.  

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 33 a 
bis 33 c auf: 

a) Beratung der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der deutschen Einheit 2007 

– Drucksache 16/6500 – 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (f) 
Sportausschuss  
Rechtsausschuss  
Finanzausschuss  
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales  
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
Ausschuss für Gesundheit  

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit  
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Tourismus  
Ausschuss für Kultur und Medien  
Haushaltsausschuss  

b) Beratung der Beschlussempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(15. Ausschuss)  
– zu der Unterrichtung durch die 

Bundesregierung 

 Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der deutschen Einheit 2006 

– zu dem Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Arnold Vaatz, Ulrich Adam, 
Peter Albach, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Stephan Hilsberg, Andrea 
Wicklein, Ernst Bahr (Neuruppin), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD zu 
der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

 Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der deutschen Einheit 2006 

 – Drucksachen 16/2870, 16/3310, 16/4041 – 

 Berichterstattung: 
Abgeordneter Roland Claus  

c) Beratung der Beschlussempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Kultur 
und Medien (22. Ausschuss)  
– zu dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang 

Börnsen (Bönstrup), Dr. Norbert Lammert, 
Ulrich Adam, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der CDU/CSU, der 
Abgeordneten Dr. h. c. Wolfgang Thierse, 
Markus Meckel, Dr. Gerhard Botz, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
sowie der Abgeordneten Cornelia Pieper, 
Hans-Joachim Otto (Frankfurt), Christoph 
Waitz, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP 

 Errichtung eines Freiheits- und Einheits-
Denkmals 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang 
Börnsen (Bönstrup), Dr. Norbert Lammert, 
Ulrich Adam, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr. h. c. Wolfgang Thierse, 
Markus Meckel, Dr. Gerhard Botz, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

 Errichtung eines Freiheits- und Einheits-
Denkmals 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Lothar 
Bisky, Dr. Lukrezia Jochimsen, Petra Pau, 
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weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

 Errichtung eines Denkzeichens mit 
Dokumentationszentrum zur Erinnerung 
an die friedliche Revolution 1989 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Katrin 
Göring-Eckardt, Grietje Bettin, Ekin 
Deligöz, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 Diskussionsprozess über ein Freiheits- 
und Einheitsdenkmal unter breit 
angelegter Beteiligung der Öffentlichkeit 
initiieren 

 – Drucksachen 16/6925, 16/6776, 16/6926, 
16/6927, 16/6974 –  

 Berichterstattung: 
Abgeordnete Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
Dr. h. c. Wolfgang Thierse  
Hans-Joachim Otto (Frankfurt) 
Dr. Lukrezia Jochimsen  
Katrin Göring-Eckardt  

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat in 
seine Beschlussempfehlung auf Drucksache 
16/6974 die Anträge der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD sowie der Fraktionen 
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen betreffend 
die Errichtung eines Freiheits- und 
Einheitsdenkmals auf den Drucksachen 
16/6925, 16/6926 und 16/6927 einbezogen. 
Über diese Vorlagen soll jetzt ebenfalls 
abschließend beraten werden. – Ich stelle fest, 
dass dazu Einverständnis besteht. Dann ist das 
so beschlossen.  

Zum Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der deutschen Einheit 2007 liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD sowie ein 
Entschließungsantrag der Fraktion der FDP vor.  

Zu den Anträgen auf den Drucksachen 
16/6776 und 16/6925 zur Errichtung eines 
Freiheits- und Einheitsdenkmals liegt ein 
Änderungsantrag von einer Gruppe von 
Abgeordneten vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung 
sind für die Aussprache eineinhalb Stunden 
vorgesehen. – Hierzu höre ich keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält 
als Erster der Bundesminister für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, Wolfgang Tiefensee. 

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wolfgang Tiefensee, Bundesminister für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung:  

Sehr verehrter Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Gäste! Ich 
bin sehr dankbar, dass wir den Bericht zur 
deutschen Einheit heute, am 9. November, 
beraten. Wenn ich auf die Tribüne schaue, wo 
ich eine Vielzahl von jungen Leuten sehe, dann 
führe ich mir vor Augen, dass gerade Sie, die 
Sie vielleicht 18, 19 Jahre alt sind, die Ereignisse 
um Ihre Geburt herum nur vom Hörensagen 
kennen.  

Der 9. November 1989 ist eine Zäsur in der 
deutschen Geschichte, eine Zäsur nicht nur für 
Deutschland, sondern auch für Europa und die 
ganze Welt. Für mich als jemanden, der in den 
neuen Bundesländern groß geworden ist, ist mit 
dem Fall der Mauer am 9. Novem-ber 1989 in 
vielerlei Hinsicht ein Tor aufgegangen. Das, was 
wir über Jahre und Jahrzehnte ersehnt haben, 
ist Wirklichkeit geworden: endlich Demokratie, 
Freiheit und der Weg hin zur Einheit.  

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 
Dieser Tag ist nicht vom Himmel gefallen, 

auch wenn es wie ein Wunder scheint. Er hatte 
Vorläufer. Deshalb halte ich es für 
ausgesprochen sinnvoll, heute auch über ein 
Denkmal für die Freiheit und Einheit zu 
diskutieren. Wir müssen an diesen Tag erinnern 
und uns dennoch vor Augen führen, dass wir 
eine Bringschuld gegenüber unseren polnischen 
Nachbarn – Stichwort Gdańsk – und unseren 
tschechischen Nachbarn – Charta 77 – haben. 
Sie und Perestroika, Glasnost und der 
zerschnittene Stacheldrahtzaun in Ungarn 
gemahnen uns: Es gibt Menschen, die mit ihrem 
Blut diesen 9. November 1989 möglich gemacht 
haben. Wir sollten an sie erinnern, wenn wir über 
ein Denkmal, über Denkmäler sprechen. Ohne 
diese Menschen gäbe es keine deutsche, keine 
europäische Einheit.  

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN) 

In diese Zeit fällt ein wunderbares Wort von 
Willy Brandt: Jetzt wächst zusammen, was 
zusammengehört. – Wir legen Ihnen einen 
Bericht vor, der von diesem Zusammenwachsen 
spricht. Dieser Bericht hat aber auch eine 
Problematik. Er beschreibt nämlich vorwiegend 
die Differenzen. Er setzt die wirtschaftliche 
Entwicklung, die soziale Entwicklung, die 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt in den neuen 
Bundesländern immer in Relation zu der in den 
alten Bundesländern. So kann es leicht 
passieren, dass wir die Diskussion nur über die 
Unterschiede führen. Deshalb wünschte ich, 
dass dieser Bericht mit seiner realistischen Sicht 
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auf das, was sich in den neuen Bundesländern 
in den letzten Monaten und Jahren verändert 
hat, die Tür für eine weitere Herangehensweise 
öffnet, die ich mit „Zusammen wachsen“ 
bezeichnen möchte; denn nicht nur 
zusammenzuwachsen im Willy-Brandt’schen 
Sinne ist wichtig, sondern auch, dass 
Deutschland in Ost und West gleichermaßen die 
Herausforderungen annimmt und dass die 
neuen Bundesländer ihren Beitrag dazu leisten. 
Wir sollten also die produktive Spannung von 
Differenzen, die darin besteht, dass wir in den 
neuen Bundesländern anderes als die alten 
Bundesländer einbringen können, um 
Deutschland und Europa insgesamt 
voranzubringen, in der Zukunft mehr in den Blick 
nehmen.  

Es gibt äußerst positive Entwicklungen in 
den neuen Bundesländern. Sie sind markiert 
durch die hervorragende industrielle 
Entwicklung, die ein deutliches Mehr in Relation 
zu den anderen Bundesländern aufweist. 
10 Prozent, 11 Prozent Wachstum zeigen, dass 
wir aufholen. Die schlechte Nachricht: von einem 
vergleichsweise niedrigen Niveau aus. Der 
Arbeitsmarkt belebt sich. Die Zahl der 
Kurzzeitarbeitslosen wird in den neuen 
Bundesländern in gleichem Maße wie in den 
alten reduziert. Die schlechte Nachricht: Das 
Niveau ist nach wie vor hoch, zu hoch, immer 
noch doppelt so hoch wie in den alten 
Bundesländern. Die Langzeitarbeitslosigkeit 
verfestigt sich auf hohem Niveau. Wir haben 
eine gesteigerte Exportquote zu verzeichnen. 
Das Bruttoinlandsprodukt steigt. Das ist gut. Die 
schlechte Nachricht: Es beträgt im Vergleich zu 
den alten Bundesländern nur 67,5 Prozent. 
Dieses Sowohl-als-auch, dieses Viel-erreicht-
viel-zu-tun, markiert diesen Bericht zum Stand 
der deutschen Einheit.  

Was müssen wir tun? Wir müssen bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung ansetzen. 
Deshalb muss alles unterstützt werden, was in 
Richtung Stärkung der Gemeinschaftsaufgabe, 
Förderung der industriellen Dienstleistungen und 
des Beherbergungsgewerbes geht. Wir 
brauchen eine Aufstockung in diesem Bereich. 
Ich denke dabei auch an die Investitionszulage. 
Wir müssen die Zahlung der Investitionszulage 
über das Jahr 2009 hinaus fortsetzen, damit 
sowohl in den kleinen und großen 
Wachstumszentren als auch auf dem flachen 
Lande, also in den ländlichen Räumen, gefördert 
werden kann. 
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU) 
Wir müssen etwas tun, um denjenigen eine 

Perspektive zu geben, die langzeitarbeitslos 
sind. Die Langzeitarbeitslosigkeit ist die Geißel 
in den neuen Bundesländern. Mein Kollege 

Franz Müntefering und ich haben deshalb das 
Modell „Kommunal-Kombi“ ausgearbeitet; 
gestern haben wir darüber mit den 
Ländervertretern noch einmal diskutiert. Wir 
wollen sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsplätze für diejenigen schaffen, die länger 
als zwei Jahre arbeitslos sind und beheimatet 
sind in Regionen, die eine Arbeitslosigkeit von 
über 15 Prozent ausweisen. Das Neue ist, dass 
das auch Gebiete in den alten Bundesländern 
treffen wird, weil auch sie von dieser Problematik 
betroffen sind. 

Wir müssen mehr für Forschung und 
Entwicklung tun. Wir tun das, indem wir mit 
Innovationswettbewerben wie „Wirtschaft trifft 
Wissenschaft“ die Verbindung von Industrie und 
Wissenschaft, Forschungseinrichtungen und 
Forschungsinstitutionen verbessern. 

Wir müssen auch bei der demografischen 
Entwicklung ansetzen. Noch immer wandern 
viel zu viele kreative Menschen aus. Sie gehen 
in die alten Bundesländer oder in die 
Wachstumszentren der neuen Bundesländer, 
und die ländlichen Räume bluten aus. Am 
Stettiner Haff und um den Kyffhäuser herum 
erproben wir mit Modellprojekten, wie der 
ländliche Raum Attraktivität und damit 
Bindewirkung entfalten kann, damit junge, 
kreative Leute, damit Frauen und Männer diese 
Orte nicht verlassen, sondern bleiben bzw. 
hinziehen. Das ist eine gigantische 
Zukunftsaufgabe, der wir uns stellen. Wir sind 
auf gutem Wege. Wir brauchen alle 
Instrumentarien, um den Aufschwung Ost zu 
beschleunigen.  

Hierzu dient die Betrachtung der Geschichte. 
Demokratie, demokratische Entwicklung, der 
Aufbau der neuen Länder zusammen mit den 
Bürgerinnen und Bürgern, das ist die Essenz, 
aus der ein weiterer Aufschwung entstehen 
kann. Ich sage noch einmal: Lassen Sie uns in 
Berlin an die Zeit des 9. November 1989 
erinnern, und zwar nicht nur als Rückbezug auf 
die Geschichte davor und um dieses Datum 
herum, sondern auch, um über Demokratie, 
Aufbruch zur Demokratie und Stabilität der 
Demokratie zu reden. 

Wir haben das Problem des aufkeimenden 
Rechtsextremismus. Wir haben das Problem, 
dass Straftaten mit rechtsradikalem Hintergrund 
in Deutschland zunehmen, besonders in den 
neuen Bundesländern. Wir müssen auch im 
Hinblick auf das Datum 9. November –
  9. November 1989, aber auch 9. November 
1938 – über diese Fragen diskutieren. 

Entscheidend war nicht zuletzt der 9. Oktober 
1989 in meiner Heimatstadt Leipzig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/ CSU und der FDP) 
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Diejenigen, die die friedliche Revolution miterlebt 
haben, wissen, dass es ohne Leipzig einen 
solchen 9. No-vember nicht gegeben hätte. Auch 
hier gilt es, in der Öffentlichkeit ein markantes, 
signifikantes Zeichen zu setzen, damit wir uns 
daran auch in Zukunft erinnern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der 

FDP) 
Wenn es darüber hinaus gelingt, an bestimmten 
Orten Zeichen zu setzen, wie es schon heute 
beispielsweise in Magdeburg geschieht, damit 
Eltern eine Anlaufstelle haben, um ihren Kindern 
zu sagen: „Ich war damals dabei; ich habe mit 
dafür gesorgt, dass du frei reden und reisen 
kannst, dass du dich organisieren kannst, dass 
du in Demokratie und Freiheit lebst“, dann wären 
das Erinnern und der Aufbruch komplett. 

Willy Brandt hat gesagt:  

Wir wollen ein Volk der guten Nachbarn 
sein, im Inneren und nach außen. 

Lassen Sie uns den Bericht zum Stand der 
deutschen Einheit und den 9. November 1989 
dazu nutzen, unsere Kraft für ein 
Zusammenwachsen in Deutschland einzusetzen 
und dafür, dass Freiheit und Demokratie nicht 
nur hier, sondern auch andernorts zum 
Durchbruch kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der 

Besuchertribüne hat Lothar de Maizière, der 
erste und letzte frei gewählte Ministerpräsident 
der DDR, Platz genommen. Lieber Herr 
de Maizière, ich begrüße sie ganz herzlich heute 
im Deutschen Bundestag. 

(Beifall) 

Ich verbinde meinen und unseren Gruß 
ausdrücklich mit unserem großen Respekt, den 
ich Ihnen stellvertretend für viele Frauen und 
Männer diesseits und jenseits politischer Ämter 
für den herausragenden Beitrag zum Ausdruck 
bringen möchte, den Sie zur Vollendung der 
Einheit in Freiheit und Frieden geleistet haben. 

(Beifall) 

Mein herzlicher Gruß gilt auch Bischof 
Huber, dem ich zugleich für seinen geistigen 
und geistlichen Einstieg in den heutigen Tag bei 
der ökumenischen Morgenbesinnung herzlich 
danken möchte. 

(Beifall) 

Wir setzen die Aussprache fort. Der nächste 
Redner ist der Kollege Joachim Günther für die 
FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Joachim Günther (Plauen) (FDP):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben 

Kolleginnen und Kollegen! Ich finde es gut, dass 
Sie, Herr Präsident und Herr Minister, den 
9. November bereits gewürdigt haben. Ich 
möchte mich dem voll und ganz anschließen. Ich 
finde es sehr gut, dass wir die Debatte zur 
deutschen Einheit an diesem Tag zu einer 
Stunde durchführen, in der eine breite 
Öffentlichkeit sie mitbekommt. 

Heute vor 18 Jahren ist die Mauer gefallen. 
Das ist ein Thema, das uns 18 Jahre danach 
weiter beschäftigt und, wenn wir diesen Bericht 
genau betrachten, sicherlich auch in 18 Jahren 
noch beschäftigen wird. Sie, Herr Minister, 
haben uns einen Bericht vorgelegt, der – das 
sage ich bewusst – strukturierter und 
aussagekräftiger ist als die Berichte der 
Vorjahre. Aber auch dieser Bericht enthält kein 
Gesamtkonzept zur Entwicklung Ost; ein solches 
fordern wir schon seit Jahren im Zusammenhang 
mit diesem Bericht. 

(Beifall bei der FDP) 

Es kommt jetzt darauf an, die Konsequenzen 
aus diesem Bericht und denen der Vorjahre 
schneller als in der Vergangenheit aufzunehmen 
und sie in die Realität umzusetzen. Deshalb 
möchte ich einige Fakten aus dem Bericht 
darlegen und versuchen, ein paar Lösungswege 
aufzuzeigen.  

Fakt ist zwar, dass die Arbeitslosigkeit im 
Osten unseres Landes, wie Sie, Herr Minister, 
gesagt haben, zurückgegangen ist. Aber sie ist 
nach wie vor doppelt so hoch wie in den alten 
Bundesländern. Fakt ist auch, dass die 
überwiegende Zahl der Geringverdiener und 
ALG-II-Empfänger im Osten Deutschlands 
wohnt. 

Ich möchte deshalb die wirtschaftliche Lage 
etwas detaillierter betrachten. Das 
Bruttoinlandsprodukt – so steht es in Ihrem 
Bericht – stieg im Osten real mit 3 Prozent leicht 
stärker als im Westen mit 2,7 Prozent. Damit 
sind wir beim Pferdefuß der Entwicklung. Die 
Wirtschaftskraft je Einwohner beträgt in den 
neuen Bundesländern nach wie vor zwei Drittel 
der Wirtschaftskraft in den alten Bundesländern. 
Wenn wir die Angleichung von Ost und West 
weiter in solchen Schritten betreiben, werden wir 
noch in Jahrzehnten über die Angleichung 
reden. Deshalb muss uns hier etwas Neues 
einfallen. 

(Beifall bei der FDP) 
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Weniger produktive Arbeitsplätze und 
geringere Bezahlung bedeuten mehr 
Abwanderung im Osten Deutschlands; das ist 
ein Kreislauf, infolgedessen in einigen Jahren 
junge und qualifizierte Arbeitskräfte fehlen 
werden. Dies hat die Bundesregierung in ihrem 
Bericht richtig aufgezeigt. Dort heißt es: 

Die Bevölkerungszahl in den neuen Ländern 
geht kontinuierlich zurück. 

Das stimmt, und das wird in einigen Gebieten 
auch nicht zu verhindern sein. Ich zumindest bin 
aber nicht bereit, das Ganze einfach 
hinzunehmen oder als unabwendbar zu 
bezeichnen.  

(Beifall bei der FDP) 

Diskussionen, wie sie jetzt in Brandenburg 
begonnen haben, darüber, ganze Randgebiete 
der Entvölkerung zu überlassen, können nicht 
das Ziel sein, wenn man eine liebenswerte 
Heimat erhalten will. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb müssen wir ständig versuchen, die 
Rahmenbedingungen, die wir – das betone ich – 
selbst beeinflussen können, zum Positiven zu 
wenden.  

Wir als FDP haben dafür in den vergangenen 
Jahren konkrete Vorschläge unterbreitet; sie 
liegen auch jetzt wieder vor. Ich möchte nur zwei 
davon ganz kurz streifen: Wie lange wurde in 
allen Parteien über die Schaffung von 
Modellregionen gesprochen und gerichtet? 
Nichts ist auf den Weg gekommen. Die 
Infrastrukturprojekte „Deutsche Einheit“ müssen 
konsequent zu Ende geführt werden, ohne 
Zeitverzögerungen in einigen Bereichen.  

Ich bitte die Bundesregierung, die Fördermittel 
für die EU-Osterweiterung aus den Strukturfonds 
wirklich für den grenzüberschreitenden und 
transeuropäischen Ausbau der Verkehrsnetze 
einzusetzen. Dies wird immer dringender. Vor 
uns steht der 21. Dezember 2007: Die 
Grenzkontrollen zu Tschechien entfallen. Das 
Schengen-Abkommen tritt dort in Kraft. Die 
Situation wird dem zu erwartenden Verkehr nicht 
gerecht. Da müssen wir Abhilfe schaffen.  

(Beifall bei der FDP) 

Nehmen wir das Beispiel „Bildung und 
Hochschulstandorte“, also die Voraussetzung, 
dass die Jugend im Lande bleibt und sich 
weitere Industrie ansiedelt. Sie als 
Bundesregierung schreiben in Ihrem Bericht, 
dass ostdeutsche Universitäten vor einer 
besonderen Herausforderung stehen und bis 
2020 einen Minderbedarf von 150 000 
Studienplätzen haben. Wer diese Zahl 
theoretisch hochrechnet, der kommt zu dem 
Schluss: Diese Universität wird geschlossen, 

und diese Universität wird geschlossen. – Das 
ist meines Erachtens nicht hinnehmbar.  

Ich freue mich besonders, dass Sie in Ihrem 
Bericht mitteilen, dass der Bund finanzielle Mittel 
zur gezielten Anwerbung westdeutscher 
Studenten und zum Aufbau der Universitäten zur 
Verfügung stellt. Das ist gut, aber es muss sofort 
erfolgen. Die Universitäten im Osten müssen die 
Voraussetzungen erhalten, sich selbstständig zu 
Eliteuniversitäten zu entwickeln. Wir haben den 
Traum – mit Blick in Richtung Osteuropa –, auch 
Studenten aus dem Ausland in diese Regionen 
zu bekommen, wenn wir im Osten solche 
Eliteuniversitäten haben. Das wäre ein 
Aufschwung, und das wäre eine Verfestigung 
der Universitätslandschaft. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn wir von Forschung sprechen, dann 
möchte ich nur erwähnen: Seit Jahren reden wir 
über die Ansiedlung einer 
Großforschungsanlage im Osten Deutschlands.  

(Uwe Barth [FDP]: Das steht im 
Koalitionsvertrag!) 

Wir haben noch keine, die diesen Namen 
wirklich verdient. Deswegen gilt es, auch auf 
diesem Gebiet weiter voranzukommen.  
(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Markus 

Meckel [SPD]) 
Neben den Universitäten gäbe es noch viele 

andere Punkte zu erwähnen. Herr Minister, 
wenn meine Zeit etwas länger wäre, würde ich 
die Stadtumbauprogramme besonders loben; 
denn sie sind ein sehr positives Beispiel dafür, 
wie es in diese Richtung weitergeht. Sie greifen 
inzwischen in Ost und West. Sie sind das 
Fundament dafür, dass wir in der 
Stadtentwicklung vorankommen.  

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Iris 
Gleicke [SPD]) 

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, 
den ich als gefährlich betrachte und der für 
unser Land kompliziert werden kann. Neben 
Universitäten und industriellen Schwerpunkten 
dürfen wir den ländlichen Raum nicht außer Acht 
lassen. Als ein Beispiel möchte ich hier das 
Erzgebirge nennen, eine Region, wo es im 
Moment noch Löhne gibt, die irgendwo bei 
3,40 Euro beginnen. Das ist zu gering für das 
tägliche Leben. Aber ich bitte Sie, noch weiter zu 
denken. Wenn diejenigen, die solche Löhne 
erhalten, in 10 bis 15 Jahren in das Rentenalter 
kommen, dann wird die Durchschnittsrente so 
drastisch sinken, dass wieder andere Mittel aus 
dem Sozialbereich eingesetzt werden müssen. 
Es besteht die Gefahr, dass wir in einigen 
Gebieten in Deutschland eine Art Armenhaus 
bekommen. Da müssen wir gegensteuern. 
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Auch hierzu gibt es ein Konzept von uns. Ich 
weiß, dass es darüber viele Diskussionen gibt. 
Das Bürgergeld für Geringverdienende 
einzuführen, um ein menschenwürdiges Leben 
zu ermöglichen, fände ich wichtig; das wäre eine 
tolle Sache.  

(Beifall bei der FDP) 

Sie sehen, meine Damen und Herren: Es gibt 
in unserem Vaterland auch 18 Jahre nach dem 
Mauerfall noch viel zu tun. Wer mich vor 
17 Jahren, als wir über die Einheit gesprochen 
haben, gefragt hat: „Wie lange wird dieser 
Angleichungsprozess denn dauern?“, dem habe 
ich damals gesagt: Ich schätze, fünf bis zehn 
Jahre. – Heute weiß ich: Das war deutlich zu 
kurz gesprungen. Heute weiß ich, dass wir noch 
mehr dafür tun müssen und unsere 
Anstrengungen verdoppeln müssen, damit es 
nicht zu großen Unterschieden und sozialen 
Spannungen kommt.  

Wir sind dazu bereit. Wir arbeiten an diesem 
Projekt konkret mit. Die Vorschläge der FDP 
liegen vor. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn wir 
uns miteinander offensiv damit befassen 
könnten, um das Ziel zu erreichen, dass sich der 
Osten Deutschlands in einigen Jahren 
sozusagen als angeglichene Gesellschaft 
innerhalb unseres Vaterlandes versteht. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Markus 
Meckel [SPD]) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Für die CDU/CSU-Fraktion erhält nun der 

Kollege Volker Kauder das Wort. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Volker Kauder (CDU/CSU):  
Herr Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Der 9. November hat für uns Deutsche 
zwei Gesichter. Da ist der 9. November, die 
Pogromnacht, in der die Juden in unserem Land 
körperlich verfolgt und ermordet wurden, in der 
Synagogen angezündet, Geschäfte geplündert 
wurden und in der es keine Proteste auf den 
Straßen in Berlin und in unserem Land gab. Es 
wurde weggeschaut. Dieser Tag ist für uns ein 
Tag, der uns beschämt, ein Tag, an dem der 
Naziterror so richtig begonnen hat, der unser 
Land weit zurückgeworfen hat. Die moralischen 
Grundlagen sind zerstört worden. 

Dann, 50 Jahre später: Die Deutschen im 
Osten stehen auf. Tausende versammeln sich 
vor den Grenzausgangsstellen und rufen: Wir 
wollen raus. Sie protestieren mutig, obwohl sie 
die Kenntnis vom 17. Juni 1953 hatten. Diese 
Menschen gehen auf die Mauer, stürmen die 
Mauer. Deswegen dürfen sie heute mit Stolz auf 

das schauen, was damals gemacht wurde und 
was heute 18 Jahre alt wird: die deutsche 
Einheit.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Mit der deutschen Einheit hat etwas ganz 
Neues begonnen. Aber vor allem hat für viele 
Menschen ein neues Leben, für viele hat 
eigentlich erst ihr Leben begonnen: Sie waren 
befreit aus den Gefängnissen von Bautzen und 
Hohenschönhausen. Todesstreifen und 
Stacheldraht, Bedrängung und Vernehmungen 
gab es nicht mehr. Das Leben der anderen ist 
zum eigenen Leben geworden. 

Wir haben heute einige derjenigen, die unter 
diesem menschenverachtenden Drucksystem 
gelitten haben, eingeladen. Ich heiße sie herzlich 
willkommen und freue mich darüber, dass sie die 
neu gewonnene Freiheit jetzt für neues Leben 
nutzen konnten.  
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 

FDP) 
Wir haben uns in der Großen Koalition nicht 

nur mit der Frage beschäftigt, wie es in den 
neuen Ländern weitergeht, sondern natürlich 
auch an diejenigen Menschen gedacht, die unter 
dem alten System gelitten haben. Es war zwar 
nicht ganz einfach; aber wir haben es geschafft, 
eine Pension, eine Entschädigung für 
diejenigen einzuführen, die in den Gefängnissen 
der DDR einen Teil ihres Lebens gelassen 
haben. Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen 
der Großen Koalition dafür, dass dies gelungen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Die deutsche Einheit war nicht 
selbstverständlich. Sie war das Werk der 
Menschen. Aber sie konnte nur gelingen, weil es 
im Osten und im Westen immer Menschen gab, 
die an die deutsche Einheit geglaubt haben. Die 
deutsche Einheit konnte nur aus folgendem 
Grund gelingen: Es war Schicksal – dies gilt 
nicht für den 9. November 1938 und den 
9. November 1989; das waren Geschehnisse, 
die von Menschen gemacht wurden –, dass 
genau zu dieser Zeit einer Kanzler war, der die 
deutsche Einheit wollte. Nur wer die deutsche 
Einheit wollte, konnte die Einheit herbeiführen 
und zum Kanzler der Einheit werden: Helmut 
Kohl.  

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei 
Abgeordneten der LINKEN) 

– Frau Kollegin von der Linken, da gibt es 
überhaupt nichts zu lachen. An Ihrer Stelle 
würde ich das Gesicht nicht verziehen und 
eisern schweigen. Es war nämlich Ihr 
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Parteivorsitzender, Oskar Lafontaine, der in 
einem Interview im Morgenmagazin des WDR 
und in einem Interview in einer großen 
Tageszeitung auf die Frage, wie es nun 
weitergehen soll, gesagt hat: Soll etwa jeder, der 
deutscher Abstammung ist, jetzt auf einmal 
Rente beziehen?  

Soll jetzt jeder, der deutscher Abstammung 
ist, auf einmal unser Kindergeld bekommen? – 
Da kann ich nur sagen: Wer den Deutschen im 
Osten die Sozialleistungen nicht gegönnt hat, 
braucht sich heute nicht als jemand 
aufzuspielen, der die Interessen der Menschen 
im Osten wahrnimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der SPD 

Lesen Sie die Interviews von Oskar 
Lafontaine! Dann wird für Sie von den Linken der 
9. November 1989 zu einem noch größeren Tag 
der Schande, als er ohnehin für Sie und Ihre 
Vorgänger geworden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Norbert 
Röttgen [CDU/CSU]: Wo ist er denn?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
viele Zeitungen titeln heute: Die deutsche Einheit 
wird 18; sie wird volljährig. – Ja, aber jeder weiß: 
Auch derjenige, der volljährig ist, hat noch eine 
große Entwicklung vor sich. Die Entwicklung ist 
noch lange nicht abgeschlossen. Das sehen wir 
auch im Bericht zur deutschen Einheit.  

Wir haben viel erreicht, und darauf dürfen wir 
alle miteinander stolz sein. Ich sage nur ein 
Beispiel von vielen, die man nennen könnte: 
4,8 Milliarden Euro hat der Bund bisher im 
Zusammenhang mit der Wismut ausgegeben, 
um ein Gebiet zu sanieren, das in der DDR 
verwüstet wurde. Dort sind im Übrigen, 
unbestritten blühende Landschaften 
entstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Minister Tiefensee hat darauf hingewiesen, 
dass es aber noch viel zu tun gibt. 
Herausforderungen sind für uns in besonderer 
Weise die demografische Entwicklung, dass 
zu wenige Menschen in den neuen Ländern 
geboren werden – das ist kein Sonderproblem; 
das haben wir in der ganzen Bundesrepublik, 
aber dort herausragend –, und die 
Abwanderung. 

Die Abwanderung ist natürlich eine freie 
Entscheidung der Menschen. Ich bitte bei allen 
Diskussionen zu berücksichtigen: Es wäre wohl 
zynisch, denjenigen, die Jahrzehnte hinter 
Mauer und Stacheldraht gehalten wurden und 
nicht reisen konnten, jetzt zu sagen: Ihr müsst in 

den neuen Ländern bleiben und dürft nicht weg. 
Es wurden aber auch keine Räume entleert, wie 
einmal formuliert worden ist. Vielmehr haben die 
Menschen eine freie Entscheidung getroffen. 

Wir müssen nun in den neuen Ländern 
Bedingungen schaffen, dass junge Menschen 
aus den alten Bundesländern in die neuen 
Länder zurückkehren, dass es attraktiv ist, in 
den neuen Ländern zu studieren, dass es 
attraktiv ist, in den neuen Ländern berufstätig zu 
sein. Von dieser Debatte muss das Signal 
ausgehen: Es lohnt sich, in den neuen Ländern 
zu lernen, es lohnt sich, in den neuen Ländern 
zu leben. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 

FDP) 
Es ist nicht nur in Baden-Württemberg und 
Bayern schön, sondern es ist auch in 
Mecklenburg-Vorpommern und in Sachsen 
schön. 

(Iris Gleicke [SPD]: Und Thüringen! – 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: 
Und in Brandenburg!) 

– Und in Thüringen und in vielen anderen 
Ländern. 

(Heiterkeit) 

Es ist in ganz Deutschland schön, und zu 
Deutschland gehören auch die neuen 
Bundesländer. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der FDP) 

Deswegen ist es gut, dass es – auch wenn 
der Begriff schon ziemlich abgegriffen ist – 
Leuchtturmprojekte gibt. Wir müssen darüber 
reden, dass die allermeisten Universitäten in den 
neuen Ländern Leuchtturmprojekte sind. Wenn 
ich mich erinnere, wie bei uns zu meiner 
Studienzeit das Zahlenverhältnis von Studenten 
zu Professoren war, und wenn ich mir heute das 
Zahlenverhältnis von Studenten zu Professoren 
an den Universitäten in den neuen Ländern 
anschaue, kann ich nur sagen: Eigentlich 
müsste jeder ein Interesse daran haben, in einer 
so guten Situation zu studieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Wir müssen Leuchtturmprojekte in den neuen 
Ländern aufbauen, damit die Menschen sagen: 
In diesem Umfeld sehe ich Chancen und 
Zukunft. 

Es gibt ein Projekt, bei dem man geradezu 
darüberschreiben könnte: Bei uns wird Zukunft 
gemacht. Ich meine das 
Biomasseforschungszentrum in Leipzig, aus 
dem heraus neue Impulse für erneuerbare 
Energien kommen werden. Es lohnt sich, sich 
um dieses Projekt herum anzusiedeln, sowohl 
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für den Mittelstand als auch für junge Menschen, 
die sich für diese Forschung interessieren.  

In den neuen Bundesländern wachsen eine 
moderne Wirtschaft und eine moderne Industrie. 
Nun kommt es darauf an, dass wir diesen 
Wachstumsprozess im Osten ebenso wie im 
Westen befördern. Das Wachstum kommt 
ebenso wenig von allein, wie die deutsche 
Einheit von allein kam. Gerade im Hinblick auf 
die Entwicklungschancen und die 
Entwicklungsmöglichkeiten, die in den neuen 
Ländern bestehen, gilt, dass wir in der Großen 
Koalition Kurs halten und den Aufschwung 
weiter anfeuern müssen. Das muss unser 
Thema sein. In der Konsequenz muss der 
Aufschwung bei allen Menschen in unserem 
Land ankommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Die deutsche Einheit, die mit dem heutigen 
Tag 18 Jahre alt geworden ist, ist für uns eine 
immer wieder neue Herausforderung. Wir sehen, 
dass wir mit unserer Arbeit etwas erreichen 
können. Das macht uns Mut und gibt uns 
Optimismus, dass wir bei allem, was noch zu tun 
ist, der inneren Einheit Tag für Tag und Jahr für 
Jahr ein Stück näher kommen werden. Damit 
dies gelingt, muss man sich, trotz aller 
Probleme, die wir haben, immer wieder an das 
zurückerinnern, was 1989 geschehen ist: an die 
Freude des Aufbruchs zu Einheit und Freiheit.  

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – 
Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der FDP) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält nun die Kollegin Dr. Gesine 

Lötzsch, Fraktion Die Linke. 
(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):  
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Herr Präsident, 
Sie haben in Ihren einführenden Worten auf die 
wechselvolle Geschichte des 9. November 
hingewiesen. Für meine Fraktion möchte ich 
ganz deutlich sagen: Wir dürfen nie den Anblick 
der brennenden Synagogen vom 9. November 
1938 aus unserem Gedächtnis entlassen. Das 
muss immer Anlass für uns sein, gegen 
Neofaschismus und Rechtsextremismus zu 
kämpfen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie 
haben frenetisch geklatscht, als mein Vorredner 
auf Oskar Lafontaine und seine Äußerungen in 
den Jahren 1989/90 einging. Ich möchte Sie 

daran erinnern: Oskar Lafontaine war damals Ihr 
Kanzlerkandidat und später Ihr 
Parteivorsitzender.  

(Beifall bei der LINKEN – Lachen bei 
der CDU/CSU und der SPD – Christian 
Lange [Backnang] [SPD]: Dann ist er 
angekommen, wo er hingehört!) 

Um einen Uferweg am Potsdamer 
Griebnitzsee ist ein heftiger Streit entbrannt. 
Nach dem Mauerfall schlenderten dort täglich 
Spaziergänger mit Blick auf wunderschöne 
Weiden und das tiefgrüne Wasser des 
Griebnitzsees entlang und genossen die 
gewonnene Freiheit. Damit soll nach Auffassung 
der dortigen Villenbesitzer Schluss sein. Sie 
reklamieren den Weg für sich. Sie ließen den 
Weg kurzerhand durch eine Handvoll 
Schlägertypen absperren. Da diese 
Wildwestmethoden untersagt wurden, versuchen 
die Anwälte der Villenbesitzer jetzt mit allen 
juristischen Mitteln, den Weg für die 
Öffentlichkeit sperren zu lassen. Diese Leute 
wollen den Blick auf den See mit niemandem 
teilen. Sie wollen ihn ganz für sich allein haben.  

Diese Geschichte beschreibt die Situation in 
unserem Land plastischer als alle Berichte und 
Studien, die die Bundesregierung bisher 
vorgelegt hat.  

(Jan Mücke [FDP]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!) 

Jeden Tag erleben wir, wie öffentliches 
Eigentum in private Taschen fließt, wie 
Bürgerinnen und Bürger enteignet werden, und 
jeden Tag erleben wir, wie die Bundesregierung 
Zäune zieht, die die Gesellschaft in viele kleine 
Teilgesellschaften aufspalten.  
(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch bei 

der SPD) 
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 

hat in einer aktuellen Studie festgestellt, dass 
10 Prozent der Deutschen fast zwei Drittel des 
gesamten Volksvermögens besitzen, die 
Mehrheit dagegen fast nichts hat. Die Studie 
zeigt, dass das Durchschnittsvermögen eines 
Westdeutschen zweieinhalbmal höher als das 
eines Ostdeutschen ist. Ostdeutsche sind eher 
verschuldet und besitzen seltener 
Wohneigentum. Auch Frauen sind benachteiligt. 
Ihr Kapital ist im Schnitt fast 30 000 Euro 
niedriger als das von Männern.  

(Zuruf von der CDU/CSU: 40 Jahre!) 

Diese Verteilung ist nicht von Gott gegeben, sie 
ist auch nicht mit dem Zuruf „40 Jahre!“ zu 
erklären, sie ist das Ergebnis der 
Umverteilungspolitik der alten und der neuen 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Die CDU/CSU-SPD-Regierung denkt nicht im 
Traum daran, diese Umverteilung zu stoppen. 
Nein, Sie legen immer noch eins drauf. Die 
geplante Erbschaftsteuerreform wird die Reichen 
noch reicher machen. Das ist ein Skandal. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Der geplante Verkauf der Bahn ist eine 
Enteignung der Bürgerinnen und Bürger, die die 
Bahn mit ihren Steuern über Jahrzehnte 
finanziert haben. Für den Osten, Herr Kollege 
Tiefensee, ist dieser Verkauf besonders 
schlimm, weil er zu vielen Streckenstilllegungen 
in den neuen Bundesländern führen wird. Auch 
die Einführung von Studiengebühren schafft 
Bildungsmauern, die sich nicht durch Stipendien 
durchbrechen lassen werden.  

(Beifall bei der LINKEN – Christian 
Lange [Backnang] [SPD]: Sie hätten 
sich aus Anlass dieses Tages ein 
bisschen mehr Mühe geben können!) 

Für eine ostdeutsche Familie, die kaum über 
Ersparnisse verfügt, ist es eine große finanzielle 
Belastung, ihre Kinder auf die Universität zu 
schicken.  

Zusammengefasst kann man sagen: Es ist 
nicht gut, wenn man arm ist. Es ist gar nicht gut, 
wenn man arm ist und im Osten lebt. Es ist ganz 
schlecht, wenn man arm im Osten lebt und eine 
Migrantin ist.  

Wer für Ostdeutschland eine Zukunft will, der 
muss in Bildung investieren. Ich interessiere 
mich schon länger für die Verteilung der Gelder 
im Rahmen von Bundesprogrammen. Es zeigt 
sich, dass der Osten unterdurchschnittlich wenig 
Geld aus diesen Programmen erhält. Für die 
Raumfahrt gehen nur 7 Prozent, für die 
Energieforschung nur 10 Prozent und für den 
Studenten- und Wissenschaftleraustausch nur 
ganze 4 Prozent der Mittel dieser 
Bundesprogramme in den Osten. Bei der 
Exzellenzinitiative der Bundesregierung gingen 
die ostdeutschen Universitäten ganz leer aus. 
Die Begründung der Bundesregierung war 
lapidar: Wir fördern nur die Besten. Wenn der 
Osten nicht gut ist, dann hat er Pech gehabt. Da 
frage ich mich, Herr Tiefensee: Was machen Sie 
als Ostbeauftragter der Bundesregierung? 
Haben Sie mehr zu bieten als schöne Worte und 
kleinlaute Forderungen an die Bundesregierung? 
Ich habe von Ihnen bisher vor allen Dingen 
schöne Worte gehört, aber keine konkreten 
Taten gesehen. Die erwarten wir.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir als Linke wollen mit den vielen 
abgestuften Ungerechtigkeiten in unserem Land 
Schluss machen. Wir wollen einen gerechten 
Mindestlohn, egal ob in Ost oder West.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir wollen eine armutsfeste Rente. Sie soll im 
Osten nicht niedriger sein als im Westen. Wir 
wollen bessere Bildungschancen für alle, egal ob 
sie in Frankfurt/Oder oder in Frankfurt/Main zur 
Universität gehen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, 
dass Herr Lothar de Maizière hier so freundlich 
begrüßt wurde. Ich möchte Sie aber daran 
erinnern, dass auch der letzte Ministerpräsident 
der DDR, Hans Modrow, einen wesentlichen 
Anteil daran hatte, dass der Weg in die deutsche 
Einheit friedlich und erfolgreich gegangen 
werden konnte. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: 
Oh!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält jetzt der Kollege Peter 

Hettlich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Peter Hettlich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kollegin 
Lötzsch, das war eine wirklich schwache Rede.  

(Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNIS-SES 90/DIE GRÜNEN, der 
CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen – wir kennen 
uns schon lange –: Die Redebeiträge der Linken 
in den Debatten über den Bericht zum Stand der 
deutschen Einheit in den letzten Jahren hatten 
mehr Qualität; Sie waren schon erheblich weiter. 
Das heute war nur billige Polemik. Sachliche und 
inhaltliche Punkte waren in Ihrer Rede nicht zu 
finden. Das bedauere ich zutiefst.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und der FDP – 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: 
Weil nicht sein kann, was nicht sein 
darf!) 

An der heutigen Debatte ärgert mich: Wir 
diskutieren viel zu selten über Themen, die die 
neuen Bundesländer betreffen. Ich kann zwar 
verstehen, dass Sie über das Freiheits- und 
Einheitsdenkmal heute, am 9. November, an 
prominenter Stelle diskutieren wollen, aber 
warum musste das in einer verbundenen 
Debatte stattfinden? Wir haben eh wenig Zeit, 
um über die Rede von Herrn Tiefensee zum 
Stand der deutschen Einheit zu diskutieren. 
Damit belasten wir diese Debatte, die wir einmal 
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im Jahr führen. Warum waren Sie, wenn es 
schon so ein wichtiges Thema ist, nicht in der 
Lage, einen separaten Debattenpunkt 
aufzusetzen oder wenigstens die Debattenzeit 
um eine Stunde zu verlängern?  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist bedauerlich und zeigt die Arroganz der 
Großen Koalition, die wir an dieser Stelle wieder 
erleben.  

Ich habe jetzt das Problem, dass ich zwei 
Reden halten muss, die inhaltlich schwer 
miteinander zu verknüpfen sind. Aber ich fange 
jetzt an. 

Die Diskussion über das Freiheits- und 
Einheitsdenkmal hat von Anfang an einen sehr 
unglücklichen Verlauf genommen. Es ist im  
Hauruckverfahren hier heute aufgesetzt worden. 
Dies kann man nicht als seriös bezeichnen. Wir 
hatten nicht einmal in unserem Ausschuss, der 
für die Belange der neuen Bundesländer 
zuständig ist, eine vernünftige Vorlage. Wir 
haben zum Schluss über einen Antrag 
abstimmen müssen, von dem wir zu diesem 
Zeitpunkt schon wussten, dass er nicht mehr 
aktuell war. Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Das 
hilft dieser Debatte und ihrem weiteren Verlauf 
ganz sicher nicht.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich erwarte, dass wir hier in Zukunft zu einer 
anderen Kultur des Umgangs miteinander 
kommen.  

Der Tagesspiegel hat in einem Artikel über 
den grünen Antrag auf unsere Tendenz zum 
Grundsätzlichen hingewiesen, und das nehmen 
wir eindeutig als Kompliment an. Denn das ist 
unsere Stärke. Wir fordern, über dieses Thema 
noch einmal eine grundsätzliche Diskussion über 
das Ob, das Wann und die Form eines solchen 
Denkmals zu führen. Dabei müssen wir die 
Öffentlichkeit, Verbände und Initiativen stärker in 
den Prozess dieser Ausgestaltung einbeziehen. 

Herr Präsident Lammert hat in seiner Rede 
am Montag gesagt, dass das nicht von oben 
verordnet werden darf. Die friedliche Revolution 
war eine basisdemokratische Revolution, und sie 
wurde von unten getragen. Insofern muss es 
auch so sein, dass über das Thema eines 
Denkmals auch basisdemokratisch diskutiert 
wird und dass wir deswegen die Leute, die 
damals mit auf die Straße gegangen sind, auch 
in dieser Diskussion mitnehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein gutes Beispiel für einen solchen Prozess ist 
die Diskussion um das Berliner Mauergedenken. 

Wir brauchen keine allfälligen Festlegungen, 
sondern wir brauchen eine öffentliche 
Diskussion. Wir signalisieren mit unserem 
Antrag eindeutig die Ernsthaftigkeit dieses 
Anliegens. 

Übrigens hat Herr Minister Tiefensee am 
Montag – das hat man mir zugetragen – 
zugegeben, dass 2009 offensichtlich ein sehr 
ehrgeiziger Zeitplan ist, und damit wäre dieses 
symbolträchtige 20. Jahr der friedlichen 
Revolution gefährdet. Das ist beispielsweise 
wieder ein Problem, das man schon sehr lange 
hätte diskutieren können. Wir wissen, dass wir 
bereits vor sieben Jahren einen 
Gemeinschaftsantrag hier im Bundestag hatten, 
der von der Mehrheit abgelehnt worden ist. 

Denkmäler sind mehr als ein zu Beton 
erstarrtes Heldengedenken. Wir erwarten mehr 
als die Manifestation von Geschichte. Wir 
wünschen uns, dass ein solches Denkmal auch 
eine Inspirationsquelle ist und vor allen Dingen 
Raum für eine Diskussion über die Zukunft der 
1989 erkämpften Freiheiten schafft. 

Abschließend möchte ich noch etwas zum 
Standort sagen. Ich unterstütze den 
Änderungsantrag der Kollegen Weißgerber und 
Fornahl, wohl wissend, dass dieser Antrag 
vermutlich heute hier nicht die Mehrheit finden 
wird, was ich sehr bedauere, und wohl wissend, 
dass ich damit eher ein Signal für eine offene 
Debatte über den Standort setze. Es wären 
nämlich neben Leipzig und Berlin noch andere 
Städte zu nennen. Der Kollege Günther weiß, 
dass in Plauen bereits im September des Jahres 
1989 die Menschen auf die Straße gegangen 
sind. Also, wir müssen diese Debatte offener 
führen, und ich plädiere an dieser Stelle dafür, 
dass die Einbringung dieses Antrags in den 
Bundestag heute nicht das Ende dieser Debatte 
sein darf. 

(Wolfgang Börnsen [Bönstrup] 
[CDU/CSU]: Jede Gemeinde kann frei 
entscheiden, was sie macht!) 

Aus diesem Grunde bitte ich noch einmal um 
etwas mehr Nachdenklichkeit und etwas mehr 
Seriosität in der Zukunft bei der Behandlung 
dieses Themas. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun 
zum Bericht über den Stand der deutschen 
Einheit. Wenn ich nach rechts schaue, sehe ich, 
dass Frau Bundeskanzlerin Merkel auch dieses 
Jahr wieder nicht anwesend ist; letztes Jahr war 
sie wenigstens eine halbe Stunde hier. Und 
wenn ich auf die linke Seite schaue, dann freue 
ich mich, dass ich wenigstens einmal wieder 
einen sächsischen Ministerpräsidenten hier im 
Bundestag begrüßen darf. Die anderen 
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Ministerpräsidenten glänzen wie üblich durch 
Abwesenheit. Vermutlich liegt es daran, dass in 
den Ländern keine Wahlen stattfinden. Ich finde 
es sehr bedauerlich. Denn das ist ein ganz 
wichtiges Thema, und ich möchte, dass dieses 
Thema unter möglichst großer Anteilnahme von 
den jeweils Betroffenen und Verantwortlichen 
auch hier im Bundestag behandelt wird. Das ist 
wirklich ein sehr trauriges Bild. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Da wir schon bei traurigen Bildern sind, 
können wir direkt zu Ihrer Rede kommen, Herr 
Minister. Diese war ein saft- und kraftloser 
Versuch, so zu tun, als ob es für den Aufbau Ost 
eine Strategie Ihres Hauses gäbe und als würde 
diese nicht vorhandene Strategie auch noch 
nach Plan verlaufen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben diese im Bericht zum Stand der 
deutschen Einheit mit wunderbaren blumigen 
Worten garniert. Ich zitiere:  

Die neuen Bundesländer befinden sich auf 
einem guten wirtschaftlichen Weg. Oder: 
Ostdeutschland hat sich zum Land der 
Chancen entwickelt. Oder: Die Schere 
zwischen Ost und West schließt sich wieder.  

– Das sind Rückfälle in alte Zeiten. Ich dachte, 
wir hätten das mit dem letzten Bericht zum 
Stand der deutschen Einheit überwunden. 

Ich komme auf die letzte Aussage mit der 
Schere zwischen Ost und West zurück, weil man 
sich mit ihr intensiver auseinandersetzen muss. 
Herr Tiefensee kommt zu der Erkenntnis, dass 
sich diese Schere schließt, weil das Wachstum 
in Ostdeutschland im letzten Jahr um 
0,3 Prozent höher war als in Westdeutschland. 
Das ist so ähnlich, als wenn Herr Gabriel sagen 
würde: Wir hatten einen verregneten Sommer. 
Der Klimawandel ist kein Problem. – Dieses Jahr 
werden die Zahlen ganz anders aussehen. Der 
Vorsprung der ostdeutschen Bundesländer 
gegenüber den westdeutschen Bundesländern 
ist eingebüßt, und die Schere ist eingerostet. 
Das ist nicht zum ersten Mal der Fall, sondern 
das erleben wir seit Mitte der 90er-Jahre. 

Woher soll das Wachstum, von dem Sie 
immer sprechen, eigentlich kommen? Schauen 
wir uns doch einmal die entsprechenden 
Parameter in der Wirtschaftstheorie an. Auf der 
Nachfrageseite gibt es ein ganz klares Kriterium: 
die Bevölkerungsentwicklung. Über dieses 
Thema brauche ich hier wohl nicht lang und breit 
zu sprechen. Wir alle wissen, welche Probleme 
wir hier haben. Die Bevölkerungszahlen sinken 
aus den vielfältigsten Gründen dramatisch. 

Diesen Wachstumstreiber werden wir in 
Ostdeutschland auf lange Sicht nicht haben. 

Auf der Angebotsseite geht es um die 
Ausstattung mit Humankapital; das ist die 
nächste Baustelle. In Ostdeutschland findet nicht 
nur ein allgemeiner Rückgang der 
Bevölkerungszahl statt, sondern vor allen 
Dingen auch ein Rückgang der Zahl der 
Erwerbstätigen und insbesondere der 
qualifizierten Erwerbstätigen. Wie wir wissen, 
wandern hauptsächlich junge und gut 
qualifizierte Frauen ab. Weil diese Jahrgänge 
dann auch im Hinblick auf die 
Geburtenjahrgänge fehlen, kommen hier zwei 
Dinge zusammen. Insofern verschärft sich die 
Situation noch weiter. Auch dieser 
Wachstumstreiber fällt also aus. 

Der dritte Wachstumstreiber ist die 
Kapitalakkumulation. Bis jetzt ist es noch so, 
dass durch den Solidarpakt über 
Investitionszuschüsse und Förderungen die 
Kapitalakkumulation, die eigentlich aus privatem 
Kapital stammen müsste, in großem Umfang 
kompensiert wird. Die Zuschüsse im Rahmen 
des Solidarpakts werden ab 2009 stetig sinken. 
Wir fragen uns, wodurch diese Lücke ab 2019 
geschlossen werden soll. Wir sind sehr 
skeptisch, ob die Banken bereit sein werden, 
sich hier einzubringen. Ich sehe keine 
Perspektive, dass sich an dieser Stelle ein 
Wachstumstreiber entwickeln wird. 

Wie wir am Mittwoch dieser Woche in unserer 
Diskussion im Ausschuss erlebt haben, kommen 
Sie in diesem Zusammenhang immer wieder auf 
die Verkehrsinfrastruktur zu sprechen. Wie 
eine Monstranz wird dieses Thema von der 
Regierung, von Ihrer Partei, aber auch von 
anderen Kollegen vor sich hergetragen. Ich habe 
Ihnen gesagt, dass wir eine Studie mit dem Titel 
„Jobmaschine Straßenbau“ durchgeführt haben, 
die ich Ihnen nur empfehlen kann und die ich 
den Kollegen gerne zukommen lasse. Darin 
haben wir sehr detailliert deutlich gemacht, dass 
es keine Korrelation zwischen Straßenbau und 
wirtschaftlicher Weiterentwicklung gibt.  

Lieber Kollege Hacker, da Sie das Beispiel 
Ludwigslust als ein Beispiel für gelungene 
Verkehrsinfrastruktur in Verbindung mit 
Wirtschaftswachstum angeführt haben, möchte 
ich Sie darauf hinweisen: Gestern wurde hier 
bemängelt, dass die Benzinpreise in 
Deutschland ein Rekordniveau erreicht haben. 
Wenn Sie sagen, durch die Verkehrsinfrastruktur 
sei es uns gelungen, dass die Leute aus 
Schleswig-Holstein bis nach Ludwigslust 
pendeln, dann frage ich Sie: Wovon sollen diese 
Leute in Zukunft die Spritkosten für die 
Auspendelung bezahlen? Das müssen Sie mir 
einmal erklären. Das ist keine Antwort auf die 
Probleme in Ostdeutschland. 
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zum nächsten Punkt. Wie sieht es eigentlich 
mit den Wachstumstreibern aus? Ich empfehle 
Ihnen die Studie des Berlin-Instituts für 
Bevölkerung und Entwicklung mit dem Titel 
„Talente, Technologie und Toleranz – wo 
Deutschland Zukunft hat“. Schauen Sie sich 
einmal an, auf welchen Plätzen die neuen 
Bundesländer stehen. Bei der Technologie liegt 
Sachsen auf Platz neun, Thüringen auf Platz elf, 
und die drei anderen ostdeutschen 
Bundesländer belegen die letzten Plätze. Bei 
den Talenten ist Sachsen auf Platz zehn, 
Brandenburg auf Platz zwölf, und die anderen 
sind auf den letzten Plätzen. Bei der Toleranz 
findet man Sachsen, Thüringen, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
auf den letzten Plätzen.  

Da ich gerade beim Thema Toleranz bin, 
möchte ich Ihnen, Herr Ministerpräsident, sagen: 
Sie haben auf dem Landesparteitag Ihrer Partei 
in Sachsen zu den Vorkommnissen in Mügeln – 
ich komme aus diesem Landkreis und kenne 
Mügeln daher sehr gut – gesagt: Das, was in 
Mügeln passiert ist, sei keine Hetzjagd in Mügeln 
gewesen, sondern eine Hetzjagd auf Mügeln. – 
Ich frage Sie: Wie verträgt sich diese Aussage 
damit, dass Bundeskanzlerin Merkel bei 
Manmohan Singh in Indien für Investitionen in 
Deutschland wirbt?  

Der dumpfe Spruch „Deutschland den 
Deutschen!“ ist in bestimmten Regionen 
Deutschlands zum Teil schon bittere Realität. 
Wenn man sich diese Regionen anschaut, stellt 
man fest: Diese Regionen sind die 
rückständigsten, sowohl was ihre wirtschaftliche 
Entwicklung als auch was ihre politische und 
gesellschaftliche Entwicklung angeht. Durch 
solche Aussagen kann man diese Situation nicht 
verbessern. Hier muss man ganz klar Position 
beziehen. Nur dann, wenn in Ostdeutschland 
Toleranz herrscht, haben wir in Anbetracht der 
globalisierten Welt die Chance, Ansiedlungen zu 
ermöglichen, auch aus Indien, was ich mir 
ausdrücklich wünschen würde. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Ende meiner Rede. Herr Tiefensee – ich 
spreche Sie nicht persönlich, sondern 
stellvertretend für die Bundesregierung an –, 
wenn Sie schon kein Konzept für den Aufbau 
Ost haben, dann seien Sie wenigstens so 
realistisch und ehrlich, den Menschen zu sagen, 
dass ihnen die Politik der Großen Koalition nicht 
helfen wird. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Na, Peter!) 

Dann wissen die Menschen zumindest, dass sie 
ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen 
müssen.  

Wir haben uns Gedanken darüber gemacht, 
wie man die endogenen Potenziale in 
Ostdeutschland stärken kann. Auch dieses 
Schriftstück, das ich gerade in den Händen halte 
– die Untersuchung „Existenzgründungen in 
Ostdeutschland“ –, empfehle ich Ihnen sehr. 

(Iris Gleicke [SPD]: Wir haben schon 
gesehen, dass du drei Stück dabei 

hast!) 

– Ja, ich habe drei Exemplare hier. – Dieses 
Thema ist nämlich sehr wichtig. Wenn uns von 
oben die große Politik nicht mehr hilft, dann 
müssen wir uns selber helfen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Die Kollegin Iris Gleicke ist die nächste 

Rednerin für die SPD-Fraktion.  
(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Iris Gleicke (SPD):  
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 18 Jahre nach dem Fall der Mauer 
haben wir eigentlich allen Grund, stolz auf das 
zu sein, was wir erreicht haben. Aber das Ziel 
der Angleichung der Lebensverhältnisse ist 
noch längst nicht erreicht. Für diejenigen, die bis 
heute keine Arbeit gefunden haben, für 
diejenigen, die nach langen Jahren der 
Arbeitslosigkeit nur einen ganz kleinen 
Rentenanspruch haben, für Jugendliche, die 
trotz aller Anstrengungen, die wir unternommen 
haben, bis heute keine Chance auf einen 
Ausbildungsplatz haben, ist dieses Ziel noch in 
weiter Ferne. 

Insofern ist die Frage nach dem Stand der 
deutschen Einheit immer auch eine Frage der 
Perspektive. Ich will das sehr deutlich sagen: Wir 
müssen das Positive in diesem Prozess 
herausstellen; liebe Frau Kollegin Lötzsch, das 
sage ich gerade an Ihre Adresse. Denn wenn wir 
dieses nicht tun, werden ein weiteres Mal die 
Lebensleistungen der Menschen entwertet. 
Aber wir dürfen auch nichts schönreden, und wir 
dürfen uns nicht damit abfinden, dass sich eine 
große Zahl von Menschen leider nach wie vor 
als Verlierer im Prozess der deutschen Einheit 
betrachtet. Es ist wahr: In diesem Prozess von 
Einheit und fortschreitender Globalisierung gibt 
es Gewinner, aber es gibt eben auch Verlierer. 

Dennoch ist ein Mehrwert entstanden, der 
sich nicht in Zahlen und Tabellen beschreiben 
lässt. Zu diesem Mehrwert gehört die individuelle 
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Freiheit ebenso wie das wachsende 
demokratische Bewusstsein und die 
Bereitschaft, Verantwortung für sich, für andere 
und auch für unser Gemeinwesen zu 
übernehmen. Zu diesem Mehrwert gehört auch, 
dass die junge Generation in Ost- und 
Westdeutschland ganz unbefangen aufeinander 
zugeht. Wir müssen allerdings darauf achten, 
dass aus dieser Unbefangenheit keine 
Geschichtslosigkeit wird. Freiheit und 
Demokratie sind bei uns im Osten erst 17 Jahre 
jung und stehen noch längst nicht in voller Blüte. 
Freiheit und Demokratie müssen täglich aufs 
Neue erkämpft und bewahrt werden. Unsere 
Grundrechte sind eben nicht vom Himmel 
gefallen. Das muss auch an dem Freiheits- und 
Einheitsdenkmal, über das noch zu diskutieren 
ist, deutlich werden.  

Aber auch die braunen Rattenfänger, die 
besonders im Osten ihr Unwesen treiben, sind 
nicht vom Himmel gefallen. Hier gilt es, sorgfältig 
zu unterscheiden zwischen den Verführern und 
den Verführten.  
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/CSU 

und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das verbreitete Gefühl einer kollektiven 
Demütigung, das Gefühl, ungerecht behandelt 
worden zu sein, das sind wesentliche 
Bestandteile des Nährbodens für 
rechtsextremistische Ideen und Bestrebungen. 
Deshalb kann heute niemand im Ernst 
bestreiten, dass der Rechtsextremismus in 
Ostdeutschland ein schwerwiegendes Problem 
ist. Seine Ursachen sind aber nicht in den 
Töpfchen der DDR-Krippen zu finden, sondern in 
dem verbreiteten Gefühl von Deklassierung und 
der ebenso verbreiteten Orientierungslosigkeit. 
Es ist wahr: Wer offen und ehrlich über den 
Stand der deutschen Einheit sprechen will, muss 
auch über die damit zusammenhängenden 
Probleme sprechen. Damit erweckt man leider 
fast zwangsläufig den Eindruck, das Glas sei 
halb leer. Wir alle wissen aber: Das Glas ist 
mehr als halb voll.  

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Damit sind wir wieder bei dem, was wir 
erreicht haben und worauf wir durchaus stolz 
sein können. Es geht nicht darum, das Erreichte 
mehr oder weniger würdevoll in Feierstunden zu 
beweihräuchern. Solange die Arbeitslosigkeit in 
Ostdeutschland mehr als doppelt so hoch ist wie 
in Westdeutschland, würden die Leute das als 
zynisch empfinden. Wir im Osten sitzen nicht 
mehr hinter der Mauer und machen Westpakete 
auf, und wir sind auch nicht mehr die Brüder und 
Schwestern, derer man am 17. Juni gedenkt. Wir 
sind Bürgerinnen und Bürger dieser 

Bundesrepublik Deutschland, mit gleichen 
Rechten und mit gleichen Pflichten. 
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Die Einheit ist Realität. Nun gilt es, sie zu 

vollenden. Nun gilt es, die mit ihr verbundenen 
Wünsche und Hoffnungen zu erfüllen. Dass die 
jungen Deutschen aus Ost- und 
Westdeutschland einander in großer 
Unbefangenheit gegenübertreten, muss uns 
ermutigen. Dass bei der älteren Generation im 
Osten oft noch ein Gefühl der Demütigung 
überwiegt, muss uns nachdenklich stimmen.  

Gleichwertige Lebensverhältnisse – das ist 
das Ziel, auf das wir verpflichtet sind und 
bleiben. Gelegentlich hat man jedoch das 
Gefühl, dass die Buchhalter und Erbsenzähler 
das Steuer übernehmen und den Prozess des 
Zusammenwachsens in eine andere Richtung 
lenken möchten. Sie reden viel von 
Transfermitteln, von Geld und von Bilanzen. Der 
Lebensrealität der Menschen wird das nicht 
gerecht. Ich sage es ohne Bitterkeit, aber auch 
nicht ohne einen gewissen Zorn: Die 
ostdeutschen Länder sind schon seit langem 
Beteiligte an einem Verteilungskampf, bei dem 
es ums liebe Geld geht. Beim Geld, das wissen 
wir alle, hört bekanntlich die Freundschaft auf – 
nicht immer, aber immer öfter. 

(Otto Fricke [FDP]: Sehr wahr!) 

Deshalb war es sehr gut, dass Gerhard 
Schröder damals mit den Bundesländern den 
Solidarpakt II geschnürt hat. Der Solidarpakt II 
ist zum Symbol für Zuverlässigkeit und 
Beständigkeit beim Aufbau Ost geworden. Das 
zeigt sich auch immer dann, wenn versucht wird, 
dieses Paket wieder aufzuschnüren. Wir werden 
das nicht zulassen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir werden gegebenenfalls immer wieder und, 
wenn nötig, mit der gebotenen Deutlichkeit und 
auch Lautstärke daran erinnern, dass manche 
der heutigen Geberländer, wie etwa Bayern, 
selbst jahrzehntelang unterstützt worden sind 
und auch heute – beispielsweise beim Ausbau 
der Bundesfernstraßen in Bayern – nicht ganz 
schlecht bedient werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, all denen, die 
am Sinn des Aufbaus Ost zweifeln, empfehle ich 
einen Blick in den Jahresbericht 2007 zum Stand 
der deutschen Einheit. Darin steht nämlich, was 
alles erreicht worden ist. Das ist eine ganze 
Menge, und wir können stolz darauf sein. 
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Durch den Bericht wird aber auch deutlich, 
was noch alles zu tun ist. Diese Arbeit wird noch 
etliche Jahre in Anspruch nehmen. Dabei sind 
wir jetzt und in Zukunft auf zuverlässige 
Rahmenbedingungen angewiesen. Daran lassen 
wir nicht rütteln, und dafür stehen wir ein. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält nun der Kollege Hans-

Joachim Otto für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP):  
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 

liberale Fraktion begrüßt es sehr, dass wir mit 
den Koalitionsfraktionen eine grundsätzliche 
Übereinstimmung über die Errichtung eines 
Freiheits- und Einheitsdenkmals haben 
herstellen können. Das ist, wie ich finde, gerade 
an diesem heutigen Tage ein sehr wichtiges 
politisches Signal. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Für uns Liberale sind – Sie werden das 
verstehen – die persönliche und die 
gesellschaftliche Freiheit Werte von ganz 
besonderer Bedeutung. Deswegen begrüßen wir 
es auch sehr, dass dieses Denkmal ein 
Freiheits- und Einheitsdenkmal – also in dieser 
Reihenfolge – ist. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Es sind einige Namen von Menschen erwähnt 
worden, die für die Einheit sehr wichtige Beiträge 
geleistet haben. Ich möchte hier auch einen 
Namen ausdrücklich erwähnen, der in diesem 
Zusammenhang erwähnt werden muss, nämlich 
Hans-Dietrich Genscher. 
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU und der SPD) 

Er ist der Mann, der Entscheidendes für die 
deutsche Einheit getan hat. 

Als Partei Hans-Dietrich Genschers ist es für 
die FDP deshalb von besonderer Bedeutung, ein 
Denkmal für die Gewinnung der deutschen 
Einheit zu errichten. Die deutsche Einheit ist zu 
einer Selbstverständlichkeit geworden und wird 
allenfalls thematisiert – Herr Tiefensee hat das 
vorhin angesprochen –, wenn es um die 
Probleme und die Unterschiede geht. Dass es 
aber ein großes Glück ist, dass wir 1989 und 
1990 die friedliche Revolution und die 
Wiedervereinigung erleben durften, in deren 

Verhältnis die Unterschiede und Probleme 
nachrangig sind, kann man nicht oft genug 
betonen. Ich freue mich deshalb sehr, dass wir 
heute die Errichtung eines Denkmals 
beschließen, welches daran erinnert. 

Bei der Überlegung hinsichtlich der 
spannenden Frage, wo dieses Freiheits- und 
Einheitsdenkmal stehen sollte, hat mich die 
Argumentation des Bundestagspräsidenten 
Norbert Lammert überzeugt. In seiner sehr 
bemerkenswerten Rede zum Tag der Deutschen 
Einheit am 3. Oktober 2007 in Schwerin sagte er 
wörtlich: 

Wir haben aus gutem Grund insbesondere 
in der Hauptstadt zahlreiche auffällige 
Stätten der Erinnerung an die Verbrechen 
zweier Diktaturen in Deutschland. Es gibt 
keinen vernünftigen Grund, nicht auch in 
ähnlich demonstrativer Weise der Freiheits- 
und Einheitsgeschichte unseres Landes zu 
gedenken. 

Sehr richtig. 

(Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der 
SPD sowie des Abg. Peter Hettlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Gerade die Tatsache, dass die nationalen 
Denkmale und Mahnmale zur Erinnerung an die 
dunklen Seiten der deutschen Geschichte in der 
Hauptstadt, in der Mitte Berlins, versammelt 
sind, unterstreicht für mich die Notwendigkeit, 
dass auch die Erinnerung an eines der 
glücklichsten Ereignisse der deutschen 
Geschichte in, wie es Norbert Lammert 
ausgedrückt hat, „ähnlich demonstrativer Weise“ 
in Berlin stehen muss. Dieses Gegenüber von 
Schrecken und Freude, die Abbildung der 
Geschichte nicht nur in ihren negativen, sondern 
auch in ihren positiven, optimistischen und 
vorbildhaften Facetten halte ich für besonders 
wichtig. 
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) 
Dies ist für mich auch das wichtigste Argument 
dafür, dass wir überhaupt ein Freiheits- und 
Einheitsdenkmal errichten sollten. 

Viele sagen – auch in meiner Fraktion –, dass 
doch das Brandenburger Tor das beste 
Freiheits- und Einheitsdenkmal sei, was man 
sich nur vorstellen könne. Manche halten auch 
das Reichstagsgebäude, in dem wir heute mit 
einer Selbstverständlichkeit tagen, die noch vor 
20 Jahren unvorstellbar war, für ein Symbol für 
die Freiheit und die Einheit Deutschlands. 
Beides trifft ohne Zweifel zu, und es gibt darüber 
hinaus zahllose weitere inoffizielle und 
persönliche Freiheits- und Einheitsdenkmale, 
beispielsweise die unvermittelt geöffneten 
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Grenzübergänge, die gestürmten und besetzten 
Zentralen der Unterdrücker von MfS und SED 
oder das schmale Band des ehemaligen 
Mauerverlaufs. Aber all diese Freiheits- und 
Einheitsdenkmale können ein nationales 
Denkmal in Berlin, das zur Erinnerung an die 
friedliche Revolution im Herbst 1989 und an die 
Wiedervereinigung errichtet wird, nicht ersetzen.  

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zu 
dem Gruppenantrag: Ich hoffe sehr, dass die 
Frage, Leipzig und Berlin oder Berlin, nicht die 
grundsätzliche Übereinstimmung verdunkeln 
kann. Berlin muss es sein; das habe ich 
begründet. Ich würde mich durchaus freuen, 
wenn auch ein Freiheits- und Einheitsdenkmal in 
Leipzig errichtet würde; 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

aber nicht nur dort und nicht als Denkmalpaar. 
Leipzig war unbestritten der wichtigste Ort des 
Widerstands und die Keimzelle der friedlichen 
Revolution. Aber wollen wir wirklich neben der 
Hauptstadt allein Leipzig als zweite Stadt 
hervorheben? Was ist mit all den anderen Orten, 
mit Suhl, mit Plauen, mit Magdeburg oder mit 
Greifswald, um nur einige zu erwähnen?  

(Beifall des Abg. Markus Meckel [SPD]) 

Ich habe mir eine Karte angesehen, in der die 
Demon-strationen von August 1989 bis April 
1990 verzeichnet sind. In nicht weniger als 
80 Orten gab es in diesem Zeitraum jeweils 
mehr als zehn Demonstrationen. Ein 
Denkmalpaar würde dieser Revolution in allen 
Bezirken der ehemaligen DDR nicht gerecht 
werden.  

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

Daher lassen Sie uns in der Hauptstadt ein 
Freiheits- und Einheitsdenkmal für die ganze 
Republik errichten und die Städte und 
Bundesländer ermutigen und auffordern, weitere 
Denkmale für die Freiheit und Einheit zu 
errichten.  

Dazu noch ein letztes Wort: Herr 
Ministerpräsident Milbradt – Sie sprechen gleich 
anschließend –, wäre es nicht eine großartige 
Idee, wenn der Freistaat Sachsen im Gedenken 
an die Ereignisse in Leipzig in dieser Stadt ein 
Freiheits- und Einheitsdenkmal errichtete und wir 
auch andere Länder ermutigten, es Ihnen 
gleichzutun?  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  

Das Wort hat nun der Ministerpräsident des 
Freistaates Sachsen, Dr. Georg Milbradt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Georg Milbradt, Ministerpräsident 
(Sachsen):  

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für 
die Debatte am heutigen Tage bin ich dankbar. 
Wir sind der Erfüllung eines Versprechens näher 
gekommen: Es gibt in Ostdeutschland eine 
Reihe blühender Landschaften. Dafür bedanke 
ich mich bei Ihnen, meine Damen und Herren 
Abgeordneten, und bei der Bundesregierung für 
die Unterstützung. 

Mein Dank gilt aber auch den Leistungen der 
Menschen zwischen Rügen und dem 
Fichtelberg. Sie alle haben sich mit teilweise 
schmerzlichen Anpassungen in eine neue 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
hineingefunden. Jeder Einzelne hat nach seinen 
Kräften mit angepackt. Das ist eine 
beeindruckende und bewundernswerte Leistung, 
die in Debatten über den Osten oft unbeachtet 
bleibt.  

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der FDP) 

Ich bedanke mich herzlich für die Hilfe und 
die Solidarität aus dem Westen, die 
Ostdeutschland immer noch erfährt, 
insbesondere über den Bundeshaushalt und die 
Sozialversicherungen. Deswegen habe ich 
Verständnis für jeden, der Fragen zum Stand zur 
deutschen Einheit hat und der nach 17 Jahren 
Aufbau Ost genau hinsehen möchte. Ich habe 
auch Verständnis für jeden, der angesichts der 
Erfolge in Ostdeutschland Schlaglöcher und 
soziale Probleme in westdeutschen Gemeinden 
diskutieren möchte.  

Wir müssen uns immer wieder die 
tatsächlichen Verhältnisse deutlich vor Augen 
führen. Zwar gibt es auch in Westdeutschland 
Problemkommunen, aber sie liegen in einem 
wirtschaftlich starken Umfeld. Es ist unbestritten, 
dass wir – insbesondere die jeweiligen Länder 
im Rahmen des regionalen Ausgleichs – uns 
darum kümmern müssen. 

Im Osten dagegen verhält es sich umgekehrt: 
Einzelne wirtschaftlich starke Städte stehen 
immer noch einer großen Anzahl schwacher 
Gebiete gegenüber; denn der Ostdurchschnitt 
liegt nur bei etwa 70 Prozent West. Die 
Arbeitslosigkeit ist flächendeckend doppelt so 
hoch wie in Westdeutschland. 

Es ist kein Geheimnis, dass niemand in den 
neuen Ländern glücklich über diesen Zustand 
ist. Niemand will sich dauerhaft auf 
Transfergeldern ausruhen. Wir wollen keine 
Kostgänger sein, sondern auf eigenen Beinen 
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stehen. Jedes Land hat sich in den vergangenen 
Jahren nach Kräften angestrengt. Auch das 
verdient Anerkennung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der FDP) 

Ich sage ganz deutlich – auch an die 
Linksfraktion gerichtet –: Wir wollen nicht 
dauerhaft von Umverteilung leben, sondern von 
dem, was wir selber erwirtschaften. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
FDP und der LINKEN) 

Das Aufholen wird uns aber nicht immer leicht 
gemacht. Denn leider heißt die Politik, die wir in 
Deutschland für Ostdeutschland machen, viel zu 
oft „Überholverbot“. 

Wir brauchen Regeln, die der spezifischen 
Situation in Ostdeutschland angepasst sind. Wir 
brauchen die Möglichkeit, unsere Wirtschaft 
nach allen Regeln der Kunst zu tunen, wie es 
unsere europäischen Nachbarn auch tun. Wir 
würden auch manchmal gerne mehr Gas geben. 

Wir haben zum Beispiel in Leipzig/Halle in 
Rekordzeit einen Flughafen gebaut. Das ist mit 
der Marscherleichterung durch das 
Bundesverkehrswegeplanungsbeschleunigungs
gesetz möglich geworden, das heute in 
Gesamtdeutschland gilt, leider aber nur in stark 
verwässerter Form. Wir haben diesen Flughafen 
mit DHL zum internationalen Frachtdrehkreuz 
ausgebaut. Das Konzept ist aufgegangen. Die 
Arbeit trägt Früchte: 2 000 Arbeitsplätze sind 
schon entstanden; 10 000 weitere werden 
folgen. 

Der Bundesverkehrsminister hat sich in den 
vergangenen Tagen von den Vorständen von 
Lufthansa Cargo die beeindruckende 
Entwicklung zeigen lassen. DHL hat sein 
Zentrum von Brüssel nach Leipzig verlegt. 
Weitere Luftfahrtunternehmen sollen folgen. Das 
heißt aber auch, dass Berlin den 24-Stunden-
Betrieb in Leipzig rückhaltlos unterstützen muss, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
indem unsere gesetzlichen Regeln den 
europäischen Standards angepasst werden und 
damit denen unserer europäischen 
Wettbewerber entsprechen. 
(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir kämpfen in Ostdeutschland jeden Tag um 
jeden Arbeitsplatz. Ich führe genauso wie meine 
Kollegen in den anderen Ländern viele 
Gespräche, um Vertrauen zu gewinnen und zu 
stärken. Hier müssen die Bundes- und die 
Landespolitik synchron sein. Mehr Jobs lautet 
die Antwort auf das Problem der Abwanderung. 
Es gibt eine ganze Reihe von Regionen – das 
wurde bereits angesprochen –, in denen es 

anderen lohnenswert erscheint, zu uns zu 
kommen. 

In Ostdeutschland gibt es bereits Zentren, die 
Zuwanderung verzeichnen. Die Arbeitslosigkeit 
ist hoch, aber sie sinkt, und die Zahl der 
Beschäftigungsverhältnisse steigt. Die Erfolge 
werden in den Zentren sichtbar. Dies muss sich 
auch mehr und mehr auf die peripheren 
Regionen ausdehnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber jede undifferenzierte, die 
unterschiedliche Wirtschaftskraft nicht 
beachtende Diskussion über Löhne verunsichert 
nicht nur die lokalen Arbeitgeber, sondern 
schadet auch den Arbeitnehmern. Jeder weiß, 
dass in manchen Branchen und Regionen zum 
Beispiel ein Lohn von 7,50 Euro schlichtweg 
nicht durchsetzbar oder in anderen Bereichen 
eine Anpassung an den Westlohn zurzeit nicht 
möglich ist. Hier muss mit Augenmaß gehandelt 
werden. Selbstverständlich möchten wir nicht, 
wenn es möglich ist, auf Lohnerhöhungen 
verzichten, aber wir müssen deutlich machen, 
dass auch die Alternativen zu einer 
undifferenzierten Entwicklung der Löhne 
genannt werden müssen: Arbeitslosigkeit, 
Schwarzarbeit und Abwanderung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP) 

Dank einer weitsichtigen Bundes- und 
Landespolitik ist rund um Dresden das größte 
und einzige europäische, weltweit 
konkurrenzfähige Halbleitercluster entstanden; 
hier gibt es 25 000 Arbeitsplätze in 250 Firmen. 
Jeder fünfte Mikroprozessor weltweit kommt aus 
Ostdeutschland. Europa spielt hier wieder in der 
Weltliga mit. 

Wir erleben neuerdings, dass wichtige 
Mikroelektronikfirmen nicht in Europa 
investieren, sondern in Amerika oder Asien, wo 
sie mehr Unterstützung bekommen, die uns von 
der EU verwehrt wird. Meines Erachtens darf 
Europa nicht tatenlos zusehen, wenn eine 
Zukunftstechnologie an ihrer Zukunft bei uns, 
auch in Ostdeutschland, zu zweifeln beginnt.  

Wir erwarten, dass sich Berlin und Brüssel für 
eine neue europäische technologieorientierte 
Industriepolitik starkmachen. Europa muss sich 
entscheiden, welche Branchen und 
Entwicklungen strategische Bedeutung im 
Ringen der großen Wirtschaftsräume der Welt 
um Einfluss und Gestaltung des 
21. Jahrhunderts haben, so wie das auch unsere 
Konkurrenten in Amerika und Asien tun. Die 
Luft- und Raumfahrt gehört zum Beispiel ebenso 
dazu wie die Mikroelektronik in Ostdeutschland.  



12966 Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 124. Sitzung, Berlin, Freitag, den 9. November 2007 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Meine Damen und Herren, in den nächsten 
Wochen fallen die Kontrollen an unseren 
Ostgrenzen weg; der Schengen-Raum erweitert 
sich. Das ist aber nicht nur ein Thema für den 
Innenminister, der beispielhaft in den 
Grenzregionen wirbt und Vertrauen schafft. In 
den neuen Räumen werden sich, ähnlich wie in 
den Grenzregionen Westdeutschlands, die 
Wirtschaftsbeziehungen neu orientieren. Das ist 
eine große Chance für Deutschland und 
insbesondere für die Regionen an der Ostgrenze 
von Passau bis zur Ostsee. Wir stehen vor einer 
immensen Steigerung des Handelsvolumens mit 
Mittel- und Osteuropa. Das wollen wir auch. 
Voraussetzung ist aber, dass Umfang und 
Qualität der grenzüberschreitenden 
Verkehrsnetze bald denen an der West- und 
Südgrenze entsprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP) 

Die durch die Geschichte des 
20. Jahrhunderts hervorgerufenen 
Beeinträchtigungen müssen wir überwinden. 
Unser Horizont darf nicht an der Grenze enden. 
Wir liegen – Gott sei Dank – in der Mitte Europas 
und sollten das nutzen.  

Dazu brauchen wir deutlich mehr Geld für 
Infrastruktur, und zwar in Ost und West, an der 
Grenze wie im Binnenland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wir sind das Herz Europas; wir sind in der Mitte, 
und wir sollten unsere Aufgaben erfüllen, im 
Interesse unserer eigenen wirtschaftlichen 
Zukunft. 

Ich bin froh, dass die Investitionszulage 
noch nicht vom Tisch ist. Für uns ist wichtig, 
dass die Fortführung bis 2013 noch einmal sehr 
sorgfältig erwogen wird; denn wir brauchen mehr 
Wirtschaftskraft. Nach wie vor werden nur zwei 
Drittel des ostdeutschen Einkommens selbst 
erwirtschaftet. 

Hier sind West und Ost in einem Boot. Wenn 
die Transferbelastung des Westens, 
insbesondere über die öffentlichen Haushalte 
und die Sozialsysteme, sinken soll, was wir alle 
wollen, dann muss der Osten weiter stärker 
wachsen als der Westen. Das gilt insbesondere 
für die Industrie. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der FDP) 

Das ist die einzige Möglichkeit, das leidige 
Transferthema zu bewältigen. Sonst bleibt es bei 
dem unbefriedigenden Zustand, den alle 
Beteiligten, sowohl diejenigen, die empfangen, 
als auch diejenigen, die zahlen, beklagen. 

Wir können uns – und sollten das auch – 
gemeinsam über die Erfolge beim Aufbau Ost 
freuen. Aber wir dürfen in unseren 
Anstrengungen nicht nachlassen, sondern 
müssen jede Initiative belohnen, die Bremsklötze 
beseitigen kann, und jede Unterstützung 
gewähren, die die ostdeutschen Länder in die 
Lage versetzt, auf eigenen Beinen zu stehen. 

Das ist nicht immer nur die finanzielle 
Unterstützung, sondern auch die 
Berücksichtigung der nach wie vor sehr 
unterschiedlichen wirtschaftlichen und sozialen 
Bedingungen, eine faire und solidarische 
Diskussion sowie die Anerkennung der 
Leistungen der Deutschen in Ost und West im 
Rahmen des Vereinigungsprozesses. Wir haben 
– darauf ist hier schon hingewiesen worden – 
durch die friedliche Revolution eine einmalige 
Chance in unserer Geschichte bekommen: die 
Wiedervereinigung in einem friedlich 
zusammenwachsenden Europa. Es liegt an uns, 
diese Chance zu nutzen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der FDP) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Lukrezia 

Jochimsen für die Fraktion Die Linke. 
(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE):  
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Ich 

spreche nach den großen Daten, auf die der 
Ministerpräsident verwiesen hat, zu einem 
speziellen Thema, nämlich der Errichtung eines 
Freiheits- und Einheitsdenkmals. Schnell, 
schnell, schnell, bloß keine Diskussion, kein 
Nachdenken, so müsste man den Antrag der 
Koalitionsfraktionen und der FDP auf Errichtung 
eines Freiheits- und Einheitsdenkmals 
überschreiben.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Noch nicht einmal der federführende 
Kulturausschuss hatte vorgestern Zeit für eine 
Aussprache. Der Antrag wurde per Mehrheit 
aufgesetzt, angenommen und in einer Weise 
durchgezogen, die aus meiner Sicht allen 
parlamentarischen Sitten hohnspricht, 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Peter Hettlich [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 
und das ausgerechnet bei einem Denkmal, das 
der Erringung demokratischer Freiheiten in der 
DDR gewidmet werden soll. Sie merken 
offensichtlich noch nicht einmal, wie weit Ihr 
Gebaren von der Atmosphäre und dem Niveau 
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der runden Tische entfernt ist, an denen die 
Demokratie in der DDR neu geboren wurde. Und 
warum? Weil heute der 9. November ist und an 
diesem Symboltag ein neues Nationalsymbol 
etabliert werden soll. Basta! Und was soll 
symbolisiert werden? Einerseits die friedliche 
Revolution im Herbst 1989 und andererseits die 
Wiedergewinnung der staatlichen Einheit sowie 
die freiheitlichen Bewegungen und 
Einheitsbestrebungen der vergangenen 
Jahrhunderte.  

Man merkt sofort: Da sind große 
Verwischtechniker am Werk, die alles Mögliche 
zusammenbringen wollen, ohne zu fragen, ob 
das überhaupt geht. Hauptsache, das Denkmal 
steht 2009 in Berlin. Seit heute früh gibt es einen 
zusätzlichen Vorschlag. Er sieht zwei 
Denkmäler, genannt ein Denkmalpaar, vor, das 
eine in Berlin und das andere in Leipzig. Wenn 
es nach Herrn Minister Tiefensee geht, soll es 
Hunderte Denkmäler überall im Land geben. So 
wurde der Minister neulich in den Zeitungen mit 
der Aussage zitiert, wo die vielen 
Kriegerdenkmäler stünden, könnten doch nun 
Freiheitsdenkmäler errichtet werden. Das ist 
doch grotesk. 

Wir machen dabei nicht mit, und zwar nicht 
weil uns Freiheit und Einheit egal sind, sondern 
weil wir uns dem politischen Erbe der 
ostdeutschen Bürgerrechtsbewegung besonders 
verpflichtet fühlen.  

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD, 
der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Christian Lange [Backnang] 
[SPD]: Das ist purer Hohn! Schämen 
Sie sich eigentlich nicht? – Arnold 
Vaatz [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

– Beruhigen Sie sich! – Wer die friedliche 
Revolution im Herbst 1989 mit der 
Wiedergewinnung der staatlichen Einheit 
Deutschlands 1990 in eins wirft, wird diesem 
Erbe nicht gerecht, weil beide Vorgänge zwei 
Stufen eines komplexen internationalen, 
historischen Prozesses darstellen, die nicht 
unmittelbar aufeinander bezogen werden 
können. Diese Revolution mit dem Ruf „Wir sind 
das Volk“ ist singulär in der deutschen 
Geschichte, sodass sie erst recht nicht mit den 
freiheitlichen Bewegungen und 
Einheitsbestrebungen der vergangenen 
Jahrhunderte vermengt werden kann.  

Wir schlagen deshalb ein anderes Erinnern 
vor:  

(Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Das 
glaube ich gern!) 

Erinnern an diejenigen, die oft unter großer 
persönlicher Gefahr Demokratie und Freiheit in 
der DDR einforderten, Erinnern an die 

Abertausend Bürger und Bürgerinnen in Leipzig, 
die demonstriert, protestiert, geredet und andere 
überzeugt haben, Erinnern an diejenigen, die in 
den Kasernen und Polizeiwachen geblieben sind 
und dafür gesorgt haben, dass die Demokratie 
ohne Blutvergießen begann. Dafür treten wir mit 
unserem Antrag ein.  

(Unruhe bei der CDU/CSU – Lachen des 
Abg. Arnold Vaatz [CDU/CSU]) 

Da aus unserer Sicht eine solche unblutige 
Revolution keinen herkömmlichen Denkmalkult 
erlaubt, möchten wir in Leipzig ein Denkzeichen 
zusammen mit einem Ort der Information und 
einem aktiven Museum errichten, welches den 
Nachgeborenen die grundsätzliche 
Auseinandersetzung mit der Idee der Freiheit 
eröffnet.  

Natürlich muss darüber eine groß angelegte 
öffentliche Diskussion geführt werden – in 
diesem Sinne stimmen wir dem Antrag der 
Grünen zu –, eine Diskussion, ausführlich statt 
schnell, schnell, schnell, nachdenklich statt 
unüberlegt und vor allem jene Bürgerrechtler 
und Bürgerrechtlerinnen einbeziehend, die 
damals das Land verändert haben und die sich 
heute von der Politik nicht mehr vertreten sehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Zu einer Kurzintervention erhält der Kollege 

Jan Mücke das Wort.  

Jan Mücke (FDP):  
Frau Kollegin Jochimsen, Sie haben soeben 

die, ich muss schon sagen: Unverschämtheit 
besessen, die Bürgerrechtsbewegung in der 
DDR für Ihre Zwecke zu benutzen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und 
der SPD sowie der Abg. Monika Lazar 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe 
von der LINKEN: Oh!) 

Ich glaube, dass gerade Sie als Angehörige der 
Fraktion einer Partei, die mehrfach umbenannt 
wurde und fusionierte, aber in der Kontinuität der 
alten SED steht, nicht diejenigen sein sollten, die 
an die Bürgerrechtsbewegung in Leipzig 
erinnern.  

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Deswegen haben der Kollege Weißgerber und 
ich gemeinsam mit vielen anderen Kollegen 
einen Gruppenantrag eingebracht, der zur 
Abstimmung steht und für den ich um 
Zustimmung werben möchte. In ihm steht, dass 
wir an beiden Standorten, in Berlin und in 
Leipzig, der Freiheit und der Wiedergewinnung 
der Einheit unseres Vaterlandes gedenken. Sie 
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haben offensichtlich vergessen, gegen wen die 
70 000 Leipziger am 9. Oktober eigentlich auf 
die Straße gegangen sind. Es ist gegen die SED 
gewesen, als deren Nachfolgerin Ihre Partei 
heute im Bundestag sitzt. Ich finde, dass Ihnen 
eine solche Bemerkung nicht zusteht.  

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Zur Erwiderung.  

Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE):  
Herr Kollege Mücke, es tut mir eigentlich leid, 

dass Sie die Diskussion jetzt auf dieses Niveau 
herunterbringen. 

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von 
der CDU/CSU und der FDP: Oh! – 
Volker Kauder [CDU/CSU]: Pfui! – 
Volker Kauder [CDU/ CSU] und 
Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Gut, 
dass er das ausgesprochen hat!) 

Ich bin versucht, Sie zu fragen, wie Sie 
eigentlich mit den zwei Blockparteien umgehen, 
die Ihre Partei übernommen hat.  
(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch bei 

der FDP) 
Mich brauchen Sie nicht zu fragen, 
möglicherweise genauso wenig wie ich Sie dazu 
befragen kann.  

Natürlich erinnern wir uns in unserer Fraktion 
und in unserer Partei genau an diese 
Geschichte.  

(Zuruf von der CDU/CSU: Übernehmen 
Sie doch dann mal Verantwortung für 
Ihren Laden!) 

Es liegt uns am Herzen, dass viele der 
Menschen, die damals diesen Wandel 
herbeigeführt haben – gehen Sie doch einmal 
durch die ostdeutschen Länder –, sich heute 
nicht mehr vertreten fühlen. Deswegen finden 
wir: Wenn es ein Denkmal gibt, dann muss das 
Denkmal zuerst nach Leipzig.  

(Jan Mücke [FDP]: Ausgerechnet Sie 
fordern das!) 

Dort hat alles angefangen, dort soll erinnert 
werden, und dafür bin ich hier eingetreten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Nächster Redner ist nun der Kollege 

Wolfgang Thierse für die SPD-Fraktion. 
(Beifall bei der SPD) 

Dr. h. c. Wolfgang Thierse (SPD):  
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Frau Kollegin Jochimsen, Ihre Rede – lassen Sie 
mich Ihnen das sagen – war von einer 
Dreistigkeit, dass mir regelrecht die Luft 
weggeblieben ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und 
der FDP sowie der Abg. Monika Lazar 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Idee für 
ein Freiheits- und Einheitsdenkmal, über die 
wir heute debattieren, ist nicht neu. Die 
Diskussion darüber währt schon lange. 
Prominente Befürworter haben sich geäußert, 
von Lothar de Maizière bis zu Richard Schröder, 
den ich herzlich begrüße,  

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 

Egon Bahr und Wolfgang Huber. Vor drei Jahren 
hatte bereits eine große Anzahl von 
Abgeordneten aus verschiedenen Fraktionen 
einen ähnlichen Antrag unterstützt. Es geht also 
nicht um ein Hauruckverfahren, Kollege Hettlich. 
Das Motiv war und ist: Wir Deutschen sollten all 
unseren Mut zusammennehmen und mit einem 
Denkmal daran erinnern, dass deutsche 
Geschichte auch einmal gut ausgehen kann und 
gut ausgegangen ist.  
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 

FDP) 
Wir sollten an das Annus mirabilis, an das Jahr 
der Wunder 1989/90, erinnern. Wir sollten ein 
Erinnerungsmal daran errichten, dass – mit den 
Worten des großen Historikers Fritz Stern – die 
Bevölkerung der DDR die erste und einzige 
erfolgreiche friedliche Revolution in Gang 
gesetzt hat, die Deutschland je erlebt hat. Wir 
sollten ein Denkzeichen dafür errichten, dass 
endlich Einheit und Freiheit, Freiheit und Einheit 
zusammen verwirklicht werden konnten und 
nicht das eine dem anderen geopfert wurde.  

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten ein Mahnmal unseres historischen 
Glücks errichten, damit wir nicht vergessen, wie 
kostbar und wie verletzlich Freiheit und Einheit 
sind und wozu uns unser nationales Glück 
verpflichtet.  

Gewiss, wir Deutschen sind und bleiben 
verpflichtet, uns unserer Schandtaten, vor allem 
der Verbrechen des NS-Staates und seiner 
Opfer, zu erinnern. Es war notwendig und richtig, 
dass der Deutsche Bundestag in seiner letzten 
Sitzungswoche in Bonn im Juni 1999 die 
Entscheidung für das Holocaust-Denkmal im 
Zentrum der deutschen Hauptstadt getroffen hat. 
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Dieser Pfahl in unserem nationalen Fleisch ist 
schmerzlich notwendig. Wir haben dauerhaft der 
Opfer zu gedenken. 

Aber ein Volk kann vermutlich nicht nur aus 
seinem Versagen Orientierung gewinnen. Auch 
wir Deutschen können Ermunterung vertragen, 
zum Beispiel durch die Erinnerung an die 
freundlichen Seiten unserer Geschichte, an die 
Freiheits- und Einheitsbestrebungen, an die 
Aufbrüche und Anfänge, an die Erfolge, ohne die 
Widersprüche, das Scheitern, die Schandtaten 
zu verdrängen, zu vergessen. 

Also erinnern wir an 1848 und 1918, an 1945 
und eben an 1989 und daran, dass Einheit und 
Freiheit zusammengehören und dass das so 
bleiben soll. 
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 

FDP) 
Seien wir endlich ein normales, ein 
durchschnittliches, ein gewöhnliches 
europäisches Volk, das auch dies kann.  

Wir schlagen vor, dieses Denkmal in Berlin zu 
errichten, weil es sinnvollerweise in die 
Hauptstadt gehört. Hier in Berlin wurde die 
Mauer erstürmt und zerbrochen, gewiss. Aber 
die friedliche Revolution war beileibe kein 
Berliner Ereignis; sie ereignete sich in vielen 
Orten der DDR. Leipzig war ein entscheidender 
Ort. Das werde ich, das sollten wir alle nicht 
vergessen. 
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

FDP) 
Deshalb sollten wir in der weiteren Diskussion, 
im Wettbewerb und in der Realisierung darüber 
nachdenken, wie auch in Leipzig der 
Selbstbefreiung und Wiedervereinigung ein 
Zeichen der Erinnerung gesetzt werden kann, 
und uns dazu auch verpflichten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP 
und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Weil wir das wollen, ist der vorgelegte 
Änderungsantrag, liebe sächsische Kollegen, 
überflüssig. 

(Joachim Günther [Plauen] [FDP]: Nein!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diesem 
Anliegen, diesem Projekt werden auch – wenig 
überraschend – Skepsis und Ablehnung 
entgegengebracht. Es heißt, ein solches 
Denkmal sei schlicht überflüssig, es komme zu 
früh, wir seien zu eilfertig. Nun ja, ohne 
Diskussionen wird es und soll es auch nicht 
gehen. Wir wollen kein Denkmal, das in einer 
ministeriellen oder parlamentarischen 
Geheimaktion geplant und verwirklicht wird. Im 

Gegenteil, die Verständigung über Sinn, Gestalt 
und Ort eines solchen Denkmals kann und soll 
der kollektiven Selbstverständigung der 
Deutschen dienen. Einmischung ist ausdrücklich 
erwünscht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/ CSU und der FDP) 

Die intellektuelle und künstlerische 
Herausforderung ist ohnehin beträchtlich. An die 
deutsche Freiheitsgeschichte, die 
Wiedervereinigung und ihre europäischen 
Zusammenhänge zu erinnern und das 
künstlerisch Gestalt annehmen zu lassen, das ist 
wahrlich eine gigantische Aufgabe. Wir kennen 
Helden- und Kriegsdenkmäler, Opfer- und 
Totendenkmäler. Wir kennen mehr oder weniger 
peinliche Nationaldenkmäler. Aber wie soll 
historisches Glück, wie sollen Freiheit und 
Einheit in eine dauerhafte künstlerische Form 
gerinnen? Ich bin sehr gespannt.  

Wir stehen vor einer großen Herausforderung. 
Es wäre trotzdem gut, wenn wir es bis zum 
20. Jahrestag der deutschen Einheit schaffen 
könnten. Das ist ein ehrgeiziges Ziel, aber kein 
Dogma. Beschließen wir heute also den Start 
dieses notwendigen und wichtigen Projekts. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Ich erteile das Wort dem Kollegen Wolfgang 

Börnsen für die CDU/CSU-Fraktion. 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU):  
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Der 9. November ist ein Tag der 
Trauer und gleichzeitig ein Tag des Glücks, ein 
deutscher Tag: Reichskristallnacht und 
Mauerfall. 1938 die hässliche Fratze unserer 
Vergangenheit und 1989 ein Tag, an dem die 
Träume tanzen lernten. 

Ich habe den für mich bewegendsten 
Augenblick unserer jüngsten Geschichte im 
Bonner Wasserwerk erlebt. Es war gegen 
21 Uhr. Auf der Tagesordnung stand die 
Beratung des Vereinsförderungsgesetzes. Der 
Plenarsaal war gut besetzt, es sollte nämlich 
eine namentliche Abstimmung folgen. 
Annemarie Renger unterbrach plötzlich die 
Debatte. Kanzleramtsminister Rudolf Seiters 
erhielt das Wort – dann die explosive Mitteilung: 
Die Mauer ist gefallen. Wir sind das glücklichste 
Volk der Welt. Liesel Hartenstein fiel Willy Brandt 
in die Arme. Alfred Dregger und Wolfgang 
Mischnick kämpften aufgewühlt mit ihren 
Tränen. Spontan sang das gesamte Parlament 
unsere Nationalhymne von Einigkeit und Recht 
und Freiheit. Drei Kollegen von den Grünen 
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verließen den Plenarsaal. Trotzdem werde ich 
diesen wunderbarsten Augenblick meines 
parlamentarischen Lebens nie vergessen, weil 
ich miterleben durfte, dass sich in meinem 
eigenen Land der Wille zur Freiheit friedlich 
Bahn gebrochen hat durch die unbändige 
Spontaneität der Leipziger, die Courage der 
Bürgerrechtler und den Mut von Menschen in 
unserem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Deutschlands Freiheits- und 
Einheitsgeschichte geht jedoch über diesen 
epochalen Augenblick hinaus. Schon 1817 
stritten Studenten beim Wartburgfest für Freiheit 
und ein geeintes Vaterland. Beim Hambacher 
Fest forderte man Freiheit und Demokratie. 
Doch erst 1848 brach sich die Freiheitsrevolution 
Bahn. Freiheit, Gleichheit, bürgerliche Rechte, 
Pressefreiheit, Gewaltenteilung – diese zutiefst 
demokratischen Ideen gehören seitdem zu 
unserem politischen und historischen Erbe. 100 
Jahre später hat der Parlamentarische Rat sie 
ganz bewusst im Grundrechtekatalog unserer 
Verfassung verankert. 

Vorher gab es die Weimarer Verfassung von 
1919. Sie war eine freiheitliche Verfassung mit 
liberalen und sozialen Grundrechten und 
vielleicht zu vielen plebiszitären Elementen. Sie 
– nicht eine Räterepublik oder Rätediktatur nach 
sowjetischem Vorbild – war das Ergebnis der 
Revolution von 1918. Diese junge Demokratie 
hatte nur einen kurzen Atem, ging unter im 
menschenverachtenden Terror des NS-
Regimes. 

Dann kamen mit der Gründung der 
Bundesrepublik 1949 Demokratie, Rechtsstaat 
und Parlamentarismus. Die Freiheit, den 
Alliierten geschuldet, fand zurück zu ihren 
Wurzeln. Sie durfte im Westen gelebt werden. 
Im Osten schlugen am 17. Juni 1953 die 
sowjetische Besatzungsmacht und DDR-
Grenztruppen den Volksaufstand nieder. Es gab 
über 100 Tote, 20 Hinrichtungen und 3000 
Verhaftungen. Die erste große 
Freiheitsbewegung gegen die kommunistische 
Diktatur wurde niedergepanzert. Der 17. Juni 
gehört zu unserer Freiheitsgeschichte. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 

FDP) 
Ohne Freiheit gibt es keine Demokratie. Die 

Deutsche Demokratische Republik war eine 
demokratische Täuschung, ein Potemkinsches 
Dorf der Begrifflichkeiten. Die Freiheit? Ein 
Traum, eingesperrt zwischen Stacheldraht und 
Staatssicherheit. Erst 1989 wurde sie erkämpft, 
friedlich und ohne Blutvergießen.  

Es ist an der Zeit, sich der gesamten 
Freiheitsgeschichte unseres Landes zu erinnern. 
Keine Nation kann ihre Identität und ihre 
Orientierung allein aus ihrem Versagen und 
ihren dunklen Kapiteln gewinnen. Vorgestern, 
bei der Anhörung des Kulturausschusses zum 
Gedenkstättenkonzept, hat sich Salomon Korn 
wie die überwiegende Mehrzahl der Historiker 
für das Freiheits- und Einheitsdenkmal hier in 
der Hauptstadt ausgesprochen, weil die 
Befreiung von Diktaturen als Zeichen der 
Ermutigung dokumentiert werden muss. Doch es 
gilt, unsere gesamte Freiheitsgeschichte 
wahrzunehmen. Ein Denkmal für Freiheit und 
Einheit kann diese Funktion erfüllen. Es macht 
die Signalfunktion von Freiheit deutlich. Es steht 
für die glücklichen Augenblicke unserer 
Geschichte. Solche Momente gehören nicht in 
die Besenkammer der Erinnerung. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Im Gegenteil, es wird Zeit, sich daran zu 
erinnern: Unsere Landsleute haben sich über 
viele Jahrhunderte mit Leidenschaft und ihrem 
Leben für die Freiheit eingesetzt. Diese 
Tugenden haben Vorbildcharakter für die junge 
Generation. Erinnern braucht Gestalt. 
Denkmäler sind notwendig. Ohne sie geht 
Erinnerung verloren. Erinnern braucht vor allen 
Dingen Wissen. Nur wer informiert ist, kann auch 
gedenken.  

Ein Denkmal muss auch ein Lern- und 
Erinnerungsort sein. Dafür sind 
Voraussetzungen zu schaffen; denn, wie die 
Sachverständigen bei der Anhörung feststellten, 
es gibt einen Mangel an positiven 
Geschichtserinnerungen. Es fehlt an Kenntnis 
über die deutsche Freiheitsgeschichte. Das 
Denk-Mal muss die Ausrichtung der Gestaltung 
bestimmen. Das Nach-Denken ist ebenso 
anzuregen wie das Voraus-Denken. 

Wo soll es stehen? Wir sagen: in Berlin. – Der 
Wunsch der Leipziger, es bei sich aufzustellen, 
ist außerordentlich verständlich, gingen doch 
von dort die folgenreichen 
Montagsdemonstrationen aus.  

(Beifall des Abg. Jan Mücke [FDP]) 
Eine Stele an der Nikolaikirche erinnert bereits 
an die beispielgebende Tat der Leipziger in 
dieser Stadt. Da wir aber die ganze 
Freiheitsgeschichte unseres Landes aufnehmen 
wollen, ist die Hauptstadt der richtige Ort.  

Klar ist: Das Freiheitsdenkmal muss 2009 
errichtet werden, in einem Jahr vierfachen 
Jubiläums: 160 Jahre Paulskirche, 20 Jahre 
Mauerfall, 90 Jahre Weimarer Verfassung, 60. 
Geburtstag der Bundesrepublik. Das ist ein Jahr, 
um der Freiheitsgeschichte unseres Landes in 
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Würde, aber auch in Freude und Fröhlichkeit zu 
erinnern. 

Die Verwirklichung des Denkmals erfolgt 
gemeinsam mit der Deutschen Gesellschaft. Sie 
steht für Seriosität und Kompetenz. Ihre 
Mitstreiter Lothar de Maizière, Jürgen Engert, 
Florian Mausbach, Günter Nooke, Richard 
Schröder – einige sind heute hier – haben mit 
dafür gesorgt, dass eine Idee aus der Mitte der 
Gesellschaft Gestalt annahm. 

Heute sorgen wir im Deutschen Bundestag 
dafür, dass sie Realität wird. Bemerkenswert ist, 
dass die drei vorliegenden Anträge in ihrer 
Zielsetzung fast übereinstimmen. Vor sieben 
Jahren scheiterte eine solche Initiative. Bei 
meinen zahlreichen Gesprächen in den 
vergangenen zwei Jahren zur Beförderung des 
Antrags habe ich die Erfahrung gemacht: Heute 
sind alle, ob Kritiker oder Befürworter, in ihrer 
geschichtlichen Betrachtung differenzierter 
geworden als in der Vergangenheit. Sie sind viel 
bereiter, dem ermutigendem Freiheits- und 
Einheitsgedanken einen höheren Stellenwert 
einzuräumen. Auch das ist ermutigend.  

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Herr Kollege, Sie denken bitte an die Redezeit 

– trotz des wichtigen Themas. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU):  
Herr Präsident, ich komme zum Schluss. 
Kein Text fasst dieses Ideal von Freiheit 

schöner als das Volkslied aus dem Jahr 1780, 
dass 1848 verboten wurde: Die Gedanken sind 
frei. Darin heißt es in der dritten Strophe:  

Und sperrt man mich ein 
im finsteren Kerker, 
das alles sind rein 
vergebliche Werke. 
Denn meine Gedanken  
zerreißen die Schranken 
und Mauern entzwei: 
Die Gedanken sind frei! 

Bitte stimmen Sie mit für das Denkmal für 
Freiheit und Einheit hier in der Hauptstadt!  
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 

FDP) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Das Wort erhält nun der Kollege Gunter 

Weißgerber, SPD-Fraktion. 
(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der FDP und des Abg. 
Peter Hettlich [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Gunter Weißgerber (SPD):  

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es 
redet ein Leipziger, und daher meinen viele, 
dass es lokalpatriotisch zugeht. Überhaupt nicht!  

Für mich ist es undenkbar, in Leipzig ein 
Denkmal hinzustellen und es in Berlin nicht zu 
tun. Die deutsche Nachkriegsgeschichte ist für 
mich ohne die geteilte Stadt Berlin, ohne die 
Blockade, ohne den Volksaufstand, ohne den 
Mauerbau, ohne die Ostberliner Untergrund-
szene und ohne den Sturm auf die 
Umweltbibliothek überhaupt nicht denkbar. 
Deshalb gehört nach Berlin auf jeden Fall ein 
ganz wichtiges Denkmal, und zwar dieses. 
Deshalb verstehe ich überhaupt nicht, warum die 
Linke die Geschichte so verkürzt.  

Klar ist natürlich: Der Mauerfall, der auch mit 
Berlin zusammenhängt, ist eine Folge von 
Ereignissen, die sich speziell im Herbst 1989 in 
Ostdeutschland vor allem in der Provinz 
abgespielt haben; aber natürlich auch in 
Ostberlin; ich denke an die Gethsemanekirche. 
Die ganzen Bilder habe ich noch vor mir. Ich 
habe vor dem Fernseher mitgelitten. In der 
Provinz aber ging die Bewegung los, speziell in 
Leipzig. Sie werden in Ostdeutschland fast 
niemanden finden, der nicht sagen wird – egal 
wo er wohnt und wo seine Demonstrationen 
stattfanden –: eigentlich Leipzig. Dort hat sich 
nämlich alles fokussiert.  

Es waren ja nicht nur 70 000 Leipziger am 
9. Okto-ber 1989 auf der Straße. Es waren auch 
viele von auswärts dabei. Sie sind nach Leipzig 
gefahren, weil klar war: Von dort ist das Signal 
am mächtigsten. Aus diesem Grunde und 
deshalb, weil der Ruf „Wir sind das Volk“ in 
Leipzig entstanden ist – daraus wurde: „Wir sind 
ein Volk“; wir sind jetzt ein Volk in einem freien 
Land; wunderbar! –, haben wir diesen 
Änderungsantrag vorgelegt.  

Ich bedanke mich ausdrücklich bei 
denjenigen, die mir hierbei Unterstützung 
erwiesen haben. Es sind übrigens nicht nur 
Sachsen; die Kolleginnen und Kollegen kommen 
aus allen Bundesländern, aus Ost wie West. Die 
Unterstützung vollzieht sich also auf nationaler 
Ebene und nicht nur auf regionaler Ebene. Dafür 
bedanke ich mich. 
(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 

Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert:  
Letzter Redner zu diesem 

Tagesordnungspunkt ist der Kollege Klaas 
Hübner, SPD-Fraktion.  

Klaas Hübner (SPD):  
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Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Lieber Kollege Gunter Weißgerber, 
ich kann gut verstehen, dass man darauf 
hinweist, dass die friedliche Revolution, die zur 
Einheit geführt hat, in Gesamtostdeutschland 
stattgefunden hat und dass ihrer überall gedacht 
werden soll. Aber wir haben heute über den 
Antrag zu entscheiden, ein bestimmtes Denkmal 
zu errichten, und zwar hier in der Hauptstadt 
Berlin. Richard Schröder hat gesagt:  

Berlin [ist] die Hauptstadt des Landes und 
damit auch die Hauptstadt unserer 
Erinnerungskultur.  

Wir entscheiden heute über einen 
entsprechenden Antrag. Deshalb möchte ich 
darum bitten, ihm in der vorliegenden Fassung 
zuzustimmen.  

Das enthebt uns nicht der Notwendigkeit der 
Diskussion, gemeinsam mit den 
Landesregierungen und den Menschen darüber 
nachzudenken – einer meiner Vorredner hat es 
gesagt –, wie man auch an anderen Orten eine 
Stätte des Erinnerns und des Ehrens dessen, 
was 1989 geschehen ist, in geeigneter Weise 
errichten kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte im Rahmen des Jahresberichts 
zum Stand der deutschen Einheit noch auf einen 
ganz anderen Aspekt eingehen. Die 
Wirtschaftskraft Ostdeutschlands ist in den 
letzten 17 Jahren deutlich gestiegen. Wir haben 
zwar heute nur 70 Prozent der Wirtschaftskraft 
des Westens; aber immerhin haben wir sie. 
Dass wir in den letzten 17 Jahren so weit 
gekommen sind, ist eine gewaltige Leistung des 
Gesamtstaates. Es ist nicht nur eine Leistung 
Ostdeutschlands, sondern sie ist auch geprägt 
von der Solidarität des Westens, wofür ich mich 
an dieser Stelle ausdrücklich bedanken will. 

Wir müssen aber weiterkommen. Wir müssen 
Chancen ergreifen, um schneller an die 
durchschnittliche Wirtschaftskraft 
Gesamtdeutschlands aufzuschließen. Dabei 
muss man erkennen, dass uns das nur sehr 
schwer gelingen wird, wenn wir versuchen, den 
Aufholprozess dadurch zu generieren, dass wir 
parallele Strukturen zu bestehenden 
Industriezweigen aufbauen. Solche Industrien 
hätten sich nachher in einem 
Verdrängungswettbewerb zu behaupten.  

Es wird vielmehr notwendig sein, dass wir in 
Ostdeutschland Forschung und Innovationen bei 
neuen Technologien fördern und damit auf neue 
Märkte vorstoßen; denn dort, wo neue Märkte 
entstehen, ist es am einfachsten, entsprechend 
zu wachsen und schnell an die Spitze zu 
kommen. Darum haben die Koalitionsfraktionen 
in ihrem Entschließungsantrag zum 

Jahresbericht zum Stand der deutschen Einheit 
einen besonderen Schwerpunkt auf eine 
verstärkte Förderung von Forschung und 
Innovationen in den neuen Bundesländern 
gelegt. Hierin sehe ich eine Chance, 
Ostdeutschland nach vorne zu bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt gute Beispiele dafür, in welchen 
Bereichen uns dies schon gelungen ist. Ich 
denke an den Bereich der erneuerbaren 
Energien und an den Bereich der 
Solarzellentechnologie. In meinem Wahlkreis 
hatten vor sieben Jahren zehn junge Leute die 
Idee, eine Solarzellenproduktion aufzubauen. 
Sie haben damals zu zehnt angefangen. Heute 
beschäftigen sie in ihrer eigenen Firma 1 500 
Mitarbeiter. Das hat mittlerweile zu weiteren 
Investitionen aus Kanada und den USA in die 
Region um Wolfen und Thalheim bei Bitterfeld 
geführt. Insgesamt sind in diesem Bereich dort 
heute 5 000 Menschen beschäftigt.  

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

Nach den jetzigen Investitionsplanungen ist fest 
davon auszugehen, dass im Jahre 2010  
10 000 Menschen in einem vollkommen neuen 
Technologiebereich einen Arbeitsplatz haben 
werden. 

Das zeigt: Es lohnt sich, in neue Technologien 
zu investieren. Es lohnt sich auch, das von 
staatlicher Seite durch eine gute Förderpolitik zu 
begleiten. Dies bringt den Menschen etwas. Dies 
führt zur Schaffung von Arbeitsplätzen und ist 
gut für die neuen Bundesländer.  

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
einen Punkt hinweisen, der auch Bestandteil 
unseres Entschließungsantrages ist. Er betrifft 
die Verstetigung dessen, was wir GA-Mittel-
Förderung nennen. Hierbei geht es um eine 
Investitionsförderung, die die zielgenaueste ist, 
die wir haben. Denn hier werden Investitionen 
gefördert, die zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
führen. Die Mittel für dieses zielgenaue 
Instrument sollten wir auf möglichst hohem 
Niveau verstetigen. Das bietet uns die beste 
Gelegenheit, eine zielgenaue Wirtschaftspolitik 
zu betreiben. Insofern bitte ich den 
Haushaltsausschuss, noch einmal zu 
überdenken – ich weiß, dass das in Zeiten, in 
denen die Steuerschätzung nicht so gut ausfällt, 
wie man sich das wünscht, schwierig ist –, ob 
man nicht eine Verstetigung der Mittel auf altem 
Niveau erreichen kann. Ich glaube, dies wäre gut 
für die neuen Bundesländer.  
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU) 
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Sicherlich sollten wir gerade bei einer Debatte 
um die deutsche Einheit nicht verschweigen, 
dass es noch Probleme gibt. Wir sollten aber vor 
allen Dingen auf die Erfolge und auf die 
ungemeinen Chancen der vor uns liegenden 
Entwicklung hinweisen. Wir sollten den 
Menschen keine Angst machen, sondern Mut 
machen, diese Chancen zu ergreifen. Dadurch, 
dass sich die Europäische Union nach 
Osteuropa erweitert hat, hat die Zahl der 
Menschen in Europa um 20 Prozent, die 
Wirtschaftskraft aber nur um 5 Prozent 
zugenommen. Das heißt, hier ist ein Potenzial, 
das noch entwickelt werden kann und entwickelt 
werden muss. Das ist ein Wachstumspotenzial 
direkt an der Grenze der neuen Bundesländer, 

das wir als Chance begreifen sollten und nutzen 
müssen. Die EU-Erweiterung stellt für die neuen 
Bundesländer in erster Linie nicht ein Risiko, 
sondern eine Chance dar. Lassen Sie uns das 
den Menschen sagen! Lassen Sie uns ihnen Mut 
machen. Ich glaube, das haben die Menschen in 
Ostdeutschland, aber auch in 
Gesamtdeutschland verdient. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

 

 


